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„Fair Trade?“ von Marcello Rossi 
und Stephan Hofstatter

Mit der Übernahme des Artikels von oxpeckers.org hat die INDABA-Redaktion ein wichtiges und
brisantes Thema präsentiert, das die Schattenseiten und Problematik des Zertifizierungssystems am
Beispiel der Fair-Trade-Weine aus Südafrika zeigt (80 Prozent aller Fair-Trade-Weine stammen aus
Südafrika). Wenn Denile Samuel von „Women on Farms“ am Ende des Beitrag zusammenfassend
sagt, dass Fairtrade eine „echte Stärkung der Position der Arbeiterinnen und Arbeiter“ nicht bewirkt
hat und glaubt, dass das System sogar bestehende Hierarchien verstärkt, dann könnte, streng
genommen, fast jeder Kauf einer Flasche Fairtrade-Wein aus Südafrika auch ein Beitrag zu den im
Beitrag geschilderten ausbeuterischen Strukturen sein.
Was mir und befreundeten Leserinnen und Lesern deshalb im Heft fehlt, ist ein ergänzender Beitrag
bzw. eine Positionierung von Fairtrade, z. B. von Fairtrade Österreich („Österreich unter den Top 3 der
Fairtrade-Länder weltweit“, laut Jahresbericht 2025), auch wenn Wein nicht explizit in der österreichischen
Fairtrade-Produktpalette vertreten ist. Dass Fairtrade viele positive Entwicklungen angestossen hat,
ist unbestritten. Der Beitrag zeigt allerdings überdeutlich das Versagen von Kontrollmechanismen auf
den Weinfarmen Südafrikas (nur dort?) und offenbart die dunklen Seiten des Strahlelabels Fairtrade.
Das unbekürzte Original des Beitrags ist als ergänzende Lektüre unbedingt zu empfehlen.

Dr. Gerhard Gensch (Achtrup, BRD)
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Liebe Leserinnen und Leser!

Walter Sauer 

. . . . . . . . . . . . . . . . . .EDITORIAL

Aufmerksamen Leserinnen und Lesern (also Ihnen allen) wird nicht entgehen, daß dieses
Heft die von mir letztens angekündigte Bestandsaufnahme der österreichischer Beziehungen
zu Südafrika nicht enthält. Unser Plan wurde vom Lauf der Ereignisse überrollt:

Erstens verabschiedete die Bundesregierung die seit Jahren ziemlich exklusiv vorbereitete
Afrikastrategie, begleitet von medialen Berichten und einigen erfreulichen Aktionen, etwa der
Eröffnung eines Kulturforums in Accra. Kritische Stimmen gab es im Vorfeld ja genug – wir

gehen im nächsten Heft ausführlicher auf die geplanten Schwerpunkte der heimischen
Afrikapolitik ein.

Zweitens: Mit 131 von 190 Stimmen wurde Österreich am 3. Juni zum vierten Mal
als nicht-ständiges Mitglied in den UNO-Sicherheitsrat gewählt, für die Periode 2027
und 2028. Für Portugal votierten 134, für Deutschland nur 104 Mitgliedsländer (für
Westeuropa waren nur zwei Sitze zu vergeben). Im außenpolitischen Establishment
und darüber hinaus wurde der Erfolg der heimischen Diplomatie mit Begeisterung
begrüßt.

Natürlich – Gratulation auch von uns! Schön wäre es aber konkret zu wissen, mit
welchen Anreizen die stattliche Zweidrittel-Mehrheit erzielt wurde – Positionen im
multilateralen Bereich sind immer mit Gegengeschäften verbunden. Vielleicht schlug

das österreichische Engagement für Abrüstung, gegen Atomwaffen und autonome Waffen-
systeme zu Buche? Oder die letzten Reste der immerwährenden Neutralität? Hier hebt sich
die Alpenrepublik ja tatsächlich vom großen Nachbarn im Norden
ab. Das besondere Engagement Österreichs bei der Restitution
kolonial erworbener Museumsobjekte hingegen kann es nicht ge-
wesen sein, auch wenn damit geworben wurde – das dafür not-
wendige Gesetz wird ja von den Regierungsparteien im Natio-
nalrat blockiert. Wie auch immer: Nagelproben für das neue
UNSC-Mitglied werden kommen, nicht zuletzt im Hinblick auf Is-
rael-Palästina, wo die meisten der 131 Wähler andere Positionen
vertreten als der Ballhausplatz.

Und noch was zum Gratulieren: Am 8. Mai überreichte Öster-
reichs Botschafterin im Südlichen Afrika, Romana Königsbrun,
das Große Goldende Ehrenzeichen der Republik am Band an
die frühere Repräsentantin Namibias in Wien, Nada Kruger. Eine
verdiente Ehrung – auch die Zusammenarbeit zwischen SADOCC
und Botschafterin Kruger war exzellent!
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ich liege auf einem kurzen Bett in
einer stickig heißen Wohnung in

Beira und schaue mir den Wetterbe-
richt an. Dort sehe ich, daß die tropi-
sche Störung vor der Westküste Ma-
dagaskars zu einem moderaten
tropischen Sturm namens Gezani
hochgestuft wurde. Es ist noch zu
früh, um zu sagen, ob sich Gezani ver-
stärken wird. Die Regierungen Mada-
gaskars und Moçambiques sind dar-
über zweifellos besorgt, und das aus
gutem Grund: Ende Jänner forderte
der Zyklon Fytia in Madagaskar min-
destens zwölf Todesopfer und zwang
fast 2.000 Menschen zur Flucht. Etwa
zur gleichen Zeit wurden mehr als eine
halbe Million Moçambikaner durch
weitreichende Überschwemmungen
im Süden des Landes vertrieben,
nachdem es in den Einzugsgebieten
der Flüsse Limpopo, Umbeluzi und In-
comati frühzeitig zu sehr starken Re-
genfällen gekommen war.

Während sich 1.500 Kilometer
entfernt ein neuer Sturm zusammen-
braut, sind wir hier, um die Folgen ei-
nes Zyklons zu untersuchen, der Beira
am 15. März 2019 fast von der Land-
karte gefegt hätte: Idai (INDABA
102/19). Jeder hat eine Geschichte
über Idai zu erzählen. Alberto Muanido
z. B., der mich am Flughafen in einem

hellblauen Golfhemd mit dem Akro-
nym des von ihm geleiteten Comité
para Saúde de Moçambique (CSM)
empfängt, hatte in den Tagen vor Idai
eine Schulung geleitet. Ein internatio-
naler Teilnehmer hatte nach einem
Blick auf Wetter-Apps der restlichen
Gruppe geraten, die Stadt zu verlas-
sen. „Wir sind aber hier an Stürme
gewöhnt, daher war niemand sonder-
lich beunruhigt“, erinnert sich Mua-
nido. „Er flog alleine ab, und zuvor
machten wir vor einem mehrstöckigen
Gebäude an der Küste noch ein
Gruppenfoto. Am nächsten Tag stand
dort kein Gebäude mehr.“

seit Idai nehmen die Einwohner
von Beira die SMS-Warnungen

der moçambikanischen Katastrophen-
schutzbehörde – des Instituto Nacio-
nal de Gestão e Redução do Risco
de Desastres (INGD) – ernst. Mua-
nido und sein Team haben im vergan-
genen Jahr mit dem Projekt „The im-
pact of extreme weather events on
the mental health of vulnerable po-
pulations in Africa“ (Wema) zusam-
mengearbeitet und nach Menschen
gesucht, in denen Idai unbehandelte
psychische Wunden hinterlassen hat.
Hilario Dario ist einer der Teilnehmer
dieses Projekts. Als Idai zuschlug, war
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Leben zwischen Zyklonen 
Menschen in Beira – und Stürme, die nie enden

Sechs Jahre, nachdem der Zyklon „Idai” Beira heimgesucht hat, sind die Wunden der
Stadt noch immer nicht verheilt. Als sich im Februar im Indischen Ozean ein neuer
Sturm zusammenbraute, traf Sean Christie (Mail&Guardian) auf eine Stadt, die in einem
Zustand des Wartens auf die nächste Katastrophe gefangen war. Bedingt durch den 
Klimawandel nehmen Anzahl und Stärke der Wirbelstürme im südöstlichen Afrika zu.

Idai 2019: Zehntausende vertrieben, hunderte tot



Heftige Regenfälle, Sturmböen und Gewitter prägen seit Jahres-
beginn das Wetter in Südafrika und haben in vielen Landesteilen zu
großflächigen Überschwemmungen geführt. Schon im Jänner sah sich
die Regierung gezwungen, den nationalen Katastrophenzustand zu er-
klären, nachdem sich die Situation in Limpopo, Mpumalanga, Eastern
Cape und North West verschlechtert hatte. Auch der Krüger-National-
park mußte zeitweise gesperrt werden. Wieder einmal war KwaZulu-
Natal im Osten des Landes in besonderer Weise betroffen. 

Die verheerendste Flutkatastrophe in dieser Provinz hatte sich im
April 2022 ereignet, als Überschwemmungen mehr als 400 Menschen
das Leben kosteten und Schäden in Höhe von etwa 7 Milliarden Rand
verursachten (INDABA 114/22). Zwei Jahre später, im April 2024,
richteten weitere Überflutungen in den touristischen Küstengebieten
verheerende Schäden an, zerstörten Ferienhäuser, Strände und Infra-
struktur und hinterließen beliebte Reiseziele schwer beschädigt. Anfang
2025 ereignete sich eine weitere Katastrophe, welche die Provinz-
regierung dazu veranlaßte, einen regionalen Katastrophenzustand aus-
zurufen.

Nachdem sich das Wetter eine Zeit lang beruhigt hatte, hat seit
Anfang Mai ein ungewöhnlich heftiges Sturmsystem Südafrika fest im
Griff. Am 10. Mai 2026 erklärte die Regierung neuerlich den nationalen
Katastrophenfall, nachdem ein schweres Sturmsystem in sechs der
neun Provinzen erhebliche Schäden angerichtet hatte. Dieses ist der
fünfte nationale Katastrophenfall seit November 2025. Wie der Leiter
des nationalen Katastrophenschutzzentrums, Bongani Elias Sithole, 
erklärte, sei es der Regierung dadurch möglich, die Koordination der
Behörden zu intensivieren und laufende Hilfs- sowie Wiederaufbau-
maßnahmen auf allen Ebenen zu besser zu unterstützen.

Diesmal ist Western Cape, inklusive Kapstadt, am stärksten betrof-
fen. Der Sturm traf die Provinz in zwei Wellen: zunächst zwischen dem
5. und 7. Mai, dann erneut ab dem 10. Mai. Die Provinzregierung be-
stätigt mittlerweile zehn Todesopfer allein im Western Cape. Mehr als
2.000 Menschen wurden im Cape Winelands-Distrikt evakuiert. Hilfs-
organisationen wie Gift of the Givers verteilen in betroffenen Gemein-
den Lebensmittel, Decken und Hygieneartikel.

Im Distrikt der Garden Route wurden laut dem dortigen Katastro-
phenschutzchef Gerhard Otto mindestens 45 Straßen gesperrt. Er be-
zeichnete die Überschwemmungen als die schlimmsten in der Region
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Überflutungen

er mit seiner Familie zu Hause in Praia
Nova, einer informellen Siedlung zwi-
schen dem Rand des alten kolonialen
Stadtzentrums und dem Strand. Nach-
dem er die Warnungen der Regierung
erhalten hatte, schickte er seine Frau
und seine jüngsten Kinder ins Landes-
innere, blieb aber mit seinen beiden
ältesten Söhnen, damals 16 und 14
Jahre alt, zu Hause. „Zuerst gab das
Dach nach, dann stürzte die Wand
ein und zerquetschte meinen Fuß“,
erzählt Dario, der vergeblich um Hilfe
rief – die Menschen auf der Straße
vor seinem Tor waren zu sehr damit
beschäftigt, vor den Windböen von
bis zu 250 Stundenkilometern zu flie-
hen. Als der Wasserstand im Haus
stieg, rief Dario seine Söhne zu sich,
und mit je einem Sohn unter jedem
Arm, die ihn stützten, machten sie sich
auf die Suche nach einem Unter-
schlupf. „Wir reden immer noch dar-
über, wie viel Angst wir vor den
Stromleitungen hatten, die ins Was-
ser gefallen waren. Bei jedem Schritt
dachten wir, wir könnten einen Strom-
schlag bekommen“, sagt er. Idai nahm
Dario seine Lebensgrundlage. Er ar-
beitete den größten Teil seines Er-
wachsenenlebens als Lkw-Fahrer,
doch heute schwillt sein Fuß trotz der
stützenden Metallimplantate, die ihm
kubanische Chirurgen eingesetzt ha-
ben, an und schmerzt, wenn er längere
Zeit sitzt. Es ist ihm gelungen, sein
Haus wieder aufzubauen, doch er be-
zweifelt, daß es einen weiteren Idai
überstehen würde.

am 10. Februar erwachen wir mit
der Nachricht, daß sich Gezani

verstärkt hat und nun als tropischer
Wirbelsturm auf Kollisionskurs mit
dem östlichen madagassischen Hafen
Toamasina liegt, dessen Einwohner-
zahl auf eine halbe Million geschätzt
wird. Es besteht eine hohe Wahr-

. . . . . . . . . . . . . . . . .SCHWERPUNKT



seit 30 Jahren. Hubschrauber kamen zum Einsatz, um abgeschnittene
Bewohner und Touristen zu evakuieren. Die N1 bei Worcester mußte in
der Nacht auf den 12. Mai wegen gefährlicher Bedingungen gesperrt
werden, wie das Western Cape Disaster Risk Management Centre be-
kanntgab. Auch der Chapman’s Peak Drive wurde geschlossen. Das
Provinzdepartement für Infrastruktur berichtet von Straßen, die durch
Überschwemmungen, weggespülte Abschnitte, umgestürzte Bäume, 
Geröll und Steinschlag unpassierbar wurden.

Die Flußpegel bereiten zusätzliche Sorgen. Der Clanwilliam-Staudamm
hat 103 Prozent seiner Kapazität erreicht, alle Schleusen sind geöffnet.
Der Breede River führt bei Swellendam 1.655 Kubikmeter pro Sekunde
– ein kritischer Wert, der die Gemeinden flußabwärts bedroht.

Im Eastern Cape berichteten Behörden von Erdrutschen, die Zu-
fahrtsstraßen im Gebiet der Garden Route District Municipality blockier-
ten. Unwetterwarnungen wurden ebenfalls für den Northern Cape aus-
gegeben. Über die genaue Schadenslage in Free State, North West
und Mpumalanga lagen noch keine vollständigen Lageberichte vor.

In Kapstadt wurden mehr als 10.000 Gebäude beschädigt, 26 infor-
melle Siedlungen standen unter Wasser. Betroffene Gebiete reichten
von Khayelitsha und Hout Bay bis nach Lwandle, Nomzamo und Fransch-
hoek. Eskom arbeitet an der Wiederherstellung der Stromversorgung,
wobei schwer zugängliche Gebiete die Arbeiten verlangsamen.

Während Präsident Ramaphosa von der Notwendigkeit sprach, die
Möglichkeiten der staatlichen Krisenintervention zu verbessern, sprach
die für das Siedlungswesen zuständige Ministerin, Thembi Nkadimeng,
in der zweiten Kammer des Parlaments von einer verbreiteten Resistenz
der Bevölkerung, gefährdete Siedlungen zu verlassen und in sicherere
Gegenden umzuziehen. Sie bezog sich auf Vorfälle in Lamontville (KZN)
und Mthatha (Eastern Cape), wo sich 2025 viele Familien gegen eine
Umsiedlung durch die Behörden gewehrt hatten, was zu Todesfällen
und verbreiteter Obdachlosigkeit führte. „Wir verfügen nicht über die
Befugnisse zur Zwangsumsiedlung, die die Apartheidregierung hatte,
und wir wollen sie auch nicht“, so Nkadimeng. „Ich werde niemals Men-
schen mit schreienden Kindern gegen ihren Willen in einen Lastwagen
packen und sie irgendwo anders hinbringen, selbst wenn ich zwanzig
Mal nach Lamontville fahren müßte. Wir müssen mit den Bewohnern
ins Gespräch kommen und ihnen die Gefahr vor Augen führen, in der
sie sich befinden, bis wir akzeptable Lösungen finden.“
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in Südafrika

scheinlichkeit, daß er Madagaskar ver-
läßt, in den Kanal von Moçambique
eintritt und Ende der Woche auf das
Festland trifft. Wir machen uns auf den
Weg nach Mandruzi, einem Umsied-
lungsgebiet für Familien, die durch Idai
ihr Zuhause verloren haben. Es liegt
in der Nähe von Dondo, am Rande
der Púngue-Auen, ist jedoch etwas
höher gelegen und gilt als sicher vor
Überschwemmungen. Die Häuser
sind ein Sammelsurium aus Bunga-
lows von UN-Habitat, Einzimmerbau-
ten, die im Rahmen des staatlichen
Wiederaufbauplans mit Mitteln der
Weltbank errichtet wurden, und 
größeren Häusern, welche die katho-
lische Kirche organisierte. 

Anita Orlando Atmando Assumate
sitzt vor einem der Zelte. Nachdem
die Winde und Fluten des Zyklons Idai
ihr Haus im tief gelegenen Balança
zerstört hatten, suchten sie und ihre
Familie Zuflucht in einer nahegelege-
nen Schule, wo Männer und Frauen
getrennt untergebracht und mit Zelten
versorgt wurden. Ihr Zelt fing um 3
Uhr in der Früh Feuer, und sie konnte
gerade noch rechtzeitig mit einem
Kind fliehen, während sie das andere
zurücklassen mußte. In einem Sturm
sind es nicht nur Wasser und Wind,
die töten. Assumate wachte im Kran-
kenhaus auf, nachdem ihr Kind beer-
digt worden war. Später schloß sie
sich ihrem Mann und den überleben-
den Kindern in einem Zimmer in ihrem
alten Viertel an, und schließlich wur-
den sie nach Mandruzi umgesiedelt. 

Nicht alle, die ihr Zuhause verloren,
erhielt ein neues. So Delfina Katarina,
deren Haus in Massamba unter der
Wucht von Idai einstürzte. „Als der
Sturm kam, fing ich an, zusammen
mit einer meiner Töchter ‚Não morre-
rei, Não morrerei‘ (Ich werde nicht
sterben) zu singen“, erzählt Katarina
und summt leise den Refrain eines

. . . . . . . . . . . . . . . . . SCHWERPUNKT
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Liedes des brasilianischen Gospel-
sängers Marquinhos Gomes. Auch sie
suchte tagelang, wochenlang Zuflucht
in Schulen und Zelten und wurde
schließlich nach Mandruzi gebracht.
Hier, so sagt sie, habe ihr wahres Leid
begonnen, vor allem, weil sie mit ihren
Kindern, ihrem alkoholkranken Ehe-
mann und ihrem bettlägerigen Neffen
Antonio Pedro Cherene angekommen
war. „Die Sekretärin schrie mich an
und sagte: ‚Warum hast du einen To-
ten hierhergebracht?‘“, erzählt Kata-
rina. Jedes Viertel in Beira wird von
einem „chefe du centre“ oder Sekretär
verwaltet – einem oder einer Regie-
rungsangestellten, der oder die erheb-
lichen Einfluß auf das Gemeinschafts-
leben ausüben kann. Nach dem
Wirbelsturm Idai haben dies viele als
bürokratische Willkür erfahren, dar-
unter auch Katarina. „Alle, die nach
Mandruzi gebracht wurden, haben
der Sekretärin unsere Namen gege-
ben, aber weil sie mich ablehnt, war
ich die Einzige, die kein Haus be-
kommen hat“, sagt sie. Es blieb ihr
nichts anderes übrig, als sich auf tra-
ditionelle Weise selbst ein Haus aus
Ästen, Lehm und Gras zu bauen. Die-
ses ist bei den schweren Stürmen im
Jänner eingestürzt. Sie lebt nun mit
ihrer Schwester in einer dachlosen
Unterkunft aus Gummibäumen, wobei
ein paar zerfetzte Capulanas (Wickel-
röcke) ein wenig Privatsphäre bieten.
Sie leben von den Eiern einer einzigen
Henne und dem, was sie mit Gele-
genheitsjobs in der Stadt verdienen.
Sie haben etwas Reis gepflanzt, ein
paar Maniokpflanzen, Kiubo (Okra)
und einen Mandarinenbaum, allesamt
von der Regierung zur Verfügung ge-
stellt. Sie fühlen sich aber nicht sicher,
seitdem gegenüber ein Mädchen von
Banditen ermordet wurde. „Idai hat
mir gezeigt, daß die meisten Men-
schen in chaotischen Situationen
egoistisch werden“, sagt Katarina.

auf unserer Rückfahrt
nach Beira lesen wir,

daß Gezani als Sturm der Ka-
tegorie 3 über Toamasina auf
Land getroffen ist, nachdem
er sich im Laufe des Tages er-
heblich verstärkt hatte. Der
letzte Bericht sprach von
Windböen von bis zu 135
km/h. Die Meldungen der
INGD kommen nun Schlag
auf Schlag: Risikogebiete ver-
lassen, Wände, Decken und
Fenster verstärken, ältere Menschen
und Kinder unterstützen, sich von
Flüssen, Stränden und Bäumen fern-
halten. Das wirkt deprimierend auf
Muanido, der die meiste Zeit erstaun-
lich optimistisch ist.

Allein im letzten Jahrzehnt haben
die Zyklone Chido, Dikeledi, Dineo,
Eloise, Favio, Gombe, Guambe, Idai,
Jude und Kenneth in Moçambique ins-
gesamt über tausend Menschen das
Leben gekostet (allein Idai forderte
über 500 Todesopfer), und dabei sind
die vielen tödlichen Tropenstürme, die
im gleichen Zeitraum wüteten, sowie
die Todesfälle durch darauffolgende
Ausbrüche von Malaria und durch
Wasser übertragene Krankheiten noch
nicht berücksichtigt. Und nun Gezani.
Oder vielleicht auch nicht.

die ersten Berichte aus Toamasina
vom 11. Februar sind spärlich,

was an sich schon kein gutes Zeichen
ist und auf eine Zerstörung der Strom-
und Kommunikationsinfrastruktur hin-
deutet. Dutzende Menschen sind ums
Leben gekommen, Tausende von Ge-
bäuden wurden durch Windböen von
bis zu 270 Stundenkilometern zerstört.
Das System hat sich inzwischen zu
einem mäßigen Tropensturm abge-
schwächt, könnte aber über den war-
men Gewässern zwischen Madagas-
kar und Moçambique wieder an
Stärke gewinnen. Nach einem Stär-

kungseinsatz in der Bäckerei Só Bo-
los machen wir uns auf den Weg nach
Ndunda 2, einem der am stärksten
von Überschwemmungen betroffenen
Viertel von Beira. „Hier braucht man
keine Maschinen, um Brunnen zu
graben, der Grundwasserspiegel liegt
nur einen Meter unter der Oberflä-
che“, sagt Simao Francisco Jose, ein
Mitarbeiter der CMS für Gemeinde-
arbeit. Wir treffen Sousa Luis de
Sousa und seine Frau Sara Fernando
Charles vor einem Haus, das nach Idai
von der evangelikalen Kirche, der sie
angehören, gebaut wurde. Es steht
mehrere Meter über dem Boden, und
sie sitzen auf den Stufen, während
eine Capulana mit Wassermuster im
Türrahmen im Wind weht. Sousa er-
zählt seine Geschichte auf Portugie-
sisch. Wir warten auf Muanidos Über-
setzung. „Er sagte, er sei am Tag des
Zyklons Idai bei der Arbeit gewesen,
aber alle seien aufgefordert worden,
frühzeitig nach Hause zu gehen,
nachdem sie eine Reihe von War-
nungen von der Regierung erhalten
hatten. Sousa kehrte zu seiner Frau
und seinen vier Kindern in das Lehm-
und Flechtwerkhaus zurück, in dem
sie damals lebten. Um 15 Uhr wurde
der Wind stark, und um 19 Uhr hatte
er das Haus eines Nachbarn zum Ein-
sturz gebracht. Sousa brachte seine
Kinder ins Bett, und kurz darauf
stürzte die Wand seines eigenen

Tropensturm Gezani: Inhambane stark betroffen
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Hauses ein und tötete seine Kinder.“
Sechs Monate lang verfolgten ihn die
Ereignisse jener Nacht in seinen Träu-
men, und jahrelang stritt er ständig
mit seiner Frau, seinen Kollegen und
Freunden. Nachdem er am Wema-
Projekt teilgenommen hatte, erhielten
Sousa und Sara beide eine psycho-
logische Betreuung, die bis heute an-
dauert. „Das hat alles verändert. Jetzt
kann ich darüber sprechen, was pas-
siert ist, ohne zu weinen“, sagt er,
doch mit einem Blick auf die Wand
seines neuen Hauses fügt er hinzu:
„Ein Haus kann man wieder auf-
bauen, aber ein Kind bekommt man
nicht zurück.“ Unsere letzte Station
für heute ist das Haus von Vasco
Cumbe, einem Psychiater aus Ma-
puto, der mittlerweile in Beira lebt, wo
er als Direktor des Zentrums für Ge-
sundheitsforschung und -ausbildung
am Beira-Krankenhaus tätig ist. Er ist
zudem der leitende Forscher für den
moçambikanischen Teil des Wema-
Projekts. Cumbes Haus befindet sich
in einem weiteren neuen Stadtteil von
Ndunda, der auf sumpfigem Land er-
richtet wurde, das speziell für Mitarbei-
ter des Gesundheitswesens bereit-
gestellt wurde. In den letzten zehn
Jahren haben er und einige seiner Kol-
legen nach und nach ihre Häuser ge-
baut, und wie alle Einwohner von
Beira versuchen sie das Wasser ab-
zuwehren, das auf unbebauten Grund-
stücken aufsteigt und Teiche bildet,
die mit blühenden Seerosen bedeckt
sind. „Damit das Wasser hier nicht
an den Wänden hochsteigt, muß das
Fundament sechs Meter tief reichen“,
sagt er und fügt schnell hinzu, daß er
sich mittlerweile nicht mehr vorstellen
könne, woanders zu leben. „Beira ist
ein guter Ort, die Menschen sind sehr
freundlich, und aus Sicht der öffent-
lichen Gesundheit ist es das Labor
des Landes – viele der Modelle, die

derzeit in unserem System verwendet
werden, wurden hier entwickelt“, sagt
er, obwohl er bestimmte Mängel in
seinem eigenen Fachgebiet offen an-
spricht. „Die psychische Gesundheit
ist ein Thema, für das man sich in
Moçambique schon immer einsetzen
mußte. Unsere Maßnahmen werden
zwar besser, aber es gibt immer noch
viele Lücken, und das Verständnis
der Auswirkungen von Naturkatastro-
phen auf die psychische Gesundheit
ist eine davon. Tatsächlich ist unser
Wissen über die Verbreitung häufiger
psychischer Erkrankungen im All-
gemeinen sehr begrenzt, selbst in
den Städten, und je weiter man sich
von den Zentren entfernt, desto we-
niger Fachkräfte für psychische Ge-
sundheit gibt es und desto weniger
wissen wir“, sagt Cumbe. Cumbe war
Teil eines Forscherteams, das 15
peer-reviewte Studien auswertete, die
sich mit den Auswirkungen des Kli-
mawandels auf die psychische Ge-
sundheit in Subsahara-Afrika befas-
sen. Zwar konzentrierte sich keine
dieser Studien speziell auf Moçambi-
que, doch ergab sich in der Auswer-
tung derselbe starke Zusammenhang
zwischen Überschwemmungen, psy-
chischen Belastungen, posttraumati-
schen Belastungsstörungen und an-
deren psychischen Erkrankungen, den

sie vor Ort feststellen konnten. In
Beira sind seit Idai sechs Jahre ver-
gangen, und Cumbe sagt, daß es
immer noch „eine ganze Reihe von
Menschen gibt, die um Hilfe rufen
und damit kämpfen, psychische
Probleme zu überwinden. Nach Ge-
sprächen mit einigen dieser Men-
schen ist mir klar geworden, daß
über die unmittelbaren Notfallmaß-
nahmen hinaus gezieltere, gemein-
debasierte Interventionen erforder-
lich sind“, so Cumbe.

12. Februar: Der Zyklon Gezani
hat 80 % von Toamasina zerstört.
Letzte Nacht zog der Sturm auf
westlicher und südlicher Bahn in
den Kanal von Moçambique ein,
woraufhin das moçambikanische
Wetteramt die Provinz Sofala als ge-
fährdetes Gebiet auswies. Weil ich
die Möglichkeit dazu habe, verlasse
ich das Land und ändere mein Ticket
auf einen früheren Rückflug. Beim
Abheben habe ich das Gefühl, nicht
nur ein einzelnes, sondern eine
ganze Ansammlung der jüngsten
Wetterereignisse hinter mir zu las-
sen – und zwar nicht in der Vergan-
genheitsform, sondern noch leben-
dig, eingebettet in die körperlichen
Verletzungen und seelischen Narben
von Tausenden und Abertausenden
von Beirões. Am Freitag, dem 13.
Februar, verfehlte der Zyklon Gezani
zwar Beira, streifte jedoch Inham-
bane, tötete vier Menschen und zer-
störte viele Häuser. Eine Nachricht
von Muanido trifft ein: „Unsere Ge-
bete wurden erhört, der Zyklon be-
findet sich in der südlichen Zone.
Wir hoffen, daß er nicht wieder um-
kehrt, so wie es Zyklon Freddy vor
zwei Jahren getan hat! Lol.“

Der Beitrag erschien am 16. März im 
südafrikanischen Mail&Guardian 
und wurde von der Redaktion übersetzt
und gekürzt.

. . . . . . . . . . . . . . . . . SCHWERPUNKT

Psychiater Vasco Cumbe (Gesundheits-
ministerium von Moçambique) mit Brad 
Wagenaar (University of Washington)
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in weiten Landesteilen, die laut Be-
obachtern an die Anfänge der Pro-
grome von 2015 oder 2021 erinnern
(INDABA 86/15 und 111/21). Selbst-
ernannte „Law and Order“-Organisa-
tionen wie Operation Dudula oder
March and March machen gegen
„Ausländer“ (oder was sie dafür 
halten) in den Townships mobil. Bis
30. Juni sollen alle undokumentierten
Flüchtlinge Südafrika verlassen, ande-
renfalls wird mit gewaltsamer Vertrei-
bung gedroht. Schon jetzt häufen sich
blutige Übergriffe, bei denen die Poli-
zei kaum eingreift. Zu den Anführern
der Schlägertrupps zählen die Jour-
nalisten Jacinta Ngobese-Zuma und
Ngizwe Mchunu, der als Zulu-Chauvi-
nist und Anhänger des ehemaligen
Präsidenten Jacob Zuma bekannt ist.
Beide verfügen auf den sog. sozialen
Medien über große Anhängerschaft.
Während die ANC-Regierungsfraktion
Xenophobie verurteilt, aber vor Maß-
nahmen zurückschreckt, stellen sich
die Oppositionsparteien Economic
Freedom Fighters (EFF) und MK-
Party hinter die Ausschreitungen. Dies
wohl auch im Hinblick auf die im
Herbst bevorstehenden Lokalwahlen
in eThekwini (Großraum Durban), bei
denen der ANC seine bisherige füh-

8

Xenophobie in Südafrika. Kurz-
fristig ging ein Schock durch die süd-
afrikanische Außenpolitik. Einem Be-
richt der Sunday Times vom 24. Mai
zufolge hätten die vereinigten afrikani-
schen Botschafter in Pretoria in einem
Brief an Außenminister Ronald Lamola
ihren Entschluß bekanntgegeben, die
offiziellen südafrikanischen Feierlich-
keiten zum Africa Day (25. Mai) zu
boykottieren – aus Protest gegen die
zunehmenden Übergriffe gegen Im-
migrant/inn/en aus afrikanischen Staa-
ten. Tags darauf gab der Doyen des
diplomatischen Korps, Botschafter
André Nzapayeké aus der Zentralafri-
kanischen Republik, aber Entwarnung:
Man habe sich nur entschlossen, die
eigene Feier mit erwarteten zehntau-
senden Teilnehmer/innen auf Juli oder
August zu verschieben – „aus Sicher-
heitsgründen“. Also kein Eklat – aber
die Message wurde in Pretorias Oliver
Tambo Building, dem Sitz des Depart-
ment of International Relations and
Cooperation (DIRCO), sicher verstan-
den. Anlaß der diplomatischen Un-
stimmgkeiten sind die zunehmenden
fremdenfeindlichen Ausschreitungen

rende Stellung in einer Dreierkoalition
verlieren soll. Die Human Rights Com-
mission und andere Menschenrechts-
organisationen verurteilen die Ent-
wicklung scharf.

Hintergrund ist die anhaltend
schlechte soziale Lage, die durch
hohe (Jugend-) Arbeitslosigkeit und
schlechte Lebensumstände gekenn-
zeichnet ist. Die populistische Mobili-
sierung der Enttäuschten gegen noch
ärmere und politisch schlecht ver-
netzte Ausländer/innen wird zwar kei-
nen einzigen neuen Arbeitsplatz schaf-
fen, sorgt aber für weiteren Abbau
demokratischer Errungenschaften und
eine Zunahme von Gesetzlosigkeit
und Gewalt. „Ubuntu is suspended
until further notice“, so vor kurzem Ja-
cinta Ngobese-Zuma.

Ghana hat angekündigt, dreihun-
dert seiner Staatsbürger/innen aus
Südafrika zu evakuieren, und auch 
Nigeria und andere Länder möchten
Rückführungsprogramme starten.

Domino bei Südafrikas Polizei
geht weiter. In einer spektakulären
Entwicklung bestätigte die südafrikani-
sche Polizei (South African Police Ser-
vice/SAPS) am 5. Juni die Entlassung
von Generalmajor Richard Shibiri,
dem Leiter der Polizeiabteilung für 
organisierte Kriminalität, sowie die
Suspension von neun hochrangigen
Offizieren, die an der Vergabe eines
360 Millionen Rand schweren Staats-
auftrags an den mutmaßlichen Mafia-
boß Vusimuzi Cat Matlala beteiligt 
gewesen waren.

Die Entscheidung erfolgte nach
Enthüllungen der sog. Madlanga
Commission, die im Juli 2025 von 
Präsident Ramaphosa ins Leben ge-
rufen wurde. Ziel derselben ist es, 
Behauptungen des Polizeikomman-
danten von KwaZulu-Natal, General-
leutnant Nhlanhla Mkhwanazi, über

Hetzjagd auf Migrant/inn/en in Johannesburg

… spektrum …
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enge Verstrickungen höchster SAPS-
Verantwortlicher in kriminelle Syn-
dikate zu überprüfen.  Mkhwanazis 
dokumentarisch belegte Enthüllungen
wurden in weiterer Folge von General
Fannie Masemola sowie dem Leiter
der Ermittlungsabteilung der Kriminal-
polizei, Dumisani Khumalo, bestätigt.
Demzufolge soll ein effizient organi-
siertes Kartell in Gauteng namens
„Big Five“ mit Unterstützung höchst-
rangiger Verantwortlicher der Polizei,
einzelner Ministerien und staatlicher
Betriebe sowie der Justiz für Drogen-
handel, Entführungen, staatlicher 
Auftragskorruption und gezielten 
Ermordungen verantwortlich sein. Als
Schlüsselperson wurde der mittler-
weile verhaftete und zahlreicher Ver-
brechen beschuldigte „Geschäfts-
mann“ Cat Matlala genannt.
Unmittelbar nach den ersten Hearings
der Kommission schickte Ramaphosa
seinen ebenfalls beschuldigten Poli-
zeiminister auf „Sonderurlaub“. Zahl-
reiche weitere Kommandanten oder
hochrangige Funktionäre wurden in
Folge suspendiert bzw. verhaftet, ge-
richtliche oder polizeiinterne Unter-
suchungen laufen.

Warnung vor Erdölkorruption
in Namibia. Angesichts der erwarte-
ten Funde von Erdöl und Erdgas vor
der südnamibischen Küste warnte der
ehemalige Landwirtschafts- und Fi-
nanzminister Calle Schlettwein, der
Öl- und Gasreichtum des Landes
dürfe nicht in die Hände einer kleinen
Elite fallen. Vielmehr sei ein Mehr 
Rechenschaftspflicht und Transparenz
erforderlich, während sich das Land
darauf vorbereite, von seinen natürli-
chen Ressourcen zu profitieren.

Wie Schlettwein erklärte, habe die
exklusive Wirtschaftszone Namibias
im Atlantik zusammen mit den Ansprü-
chen des Landes auf den Festland-

sockel das Potential, die natürlichen
Ressourcen des Landes – sowohl 
erneuerbare als auch nicht erneuer-
bare – nahezu zu verdoppeln. „Diese
Chance ist einfach zu groß, um nur
in die Hände einiger weniger zu fal-
len.“ Schlettweins Statement wird von
Beobachtern im Kontext von Verhand-
lungen zwischen der namibischen 
Regierung und den interessierten Öl-
konzernen – Chevron, Total, Rhino
Resource (Südafrika) u. a. – interpre-
tiert, bei denen es um die Zuteilung
von Lizenzen sowie um Aktien- und
Gewinnanteilen geht. Daß entgegen
früheren Ankündigungen von den 
Firmen bei der Namibia International
Energy Conference im April keine
endgültigen Investitionsentscheidun-
gen bekanntgegeben wurden, deutet
darauf hin, daß dabei noch keine Eini-
gung erzielt wurde. Damit steht aller-
dings auch das Ziel der namibischen
Wirtschaftspolitik, das erste Erdöl
2030 zu fördern, in Frage.

Letzter Zimbabwe Bird resti-
tutiert. Südafrika hat im Rahmen 
einer historischen Rückführungszere-
monie die letzten der als „Chapungu“
bekannten Vogelfiguren aus Soap
Stone aus Great Zimbabwe offiziell
an Zimbabwe übergeben. Die Über-
gabe, initiiert vom südafrikanischen
Präsidenten Cyril Ramaphosa, fand
nur wenige Tage vor den Feierlichkei-
ten zum Unabhängigkeitstag Zimbab-
wes am 18. April statt.

Der Chapungu ist der letzte und
wohl bedeutendste von acht Speck-
steinvögeln, die während der Hoch-
phase der kolonialen Plünderungen
im späten 19. Jahrhundert aus der
Ruinenstadt entfernt wurden. Die 
erste Skulptur war an Cecil John 
Rhodes verkauft worden – ein Ge-
schäft, das den Beginn eines fast
140-jährigen Exils für diese als heilige

Symbole der zimbabwe’schen Identi-
tät, Spiritualität und Souveränität gel-
tenden Kunstwerke markierte.

Die Vogelfiguren wurden jeweils
aus einem einzigen Steinblock in
Great Zimbabwe geschnitzt, der
Stadt, die zwischen dem 11. und 15.
Jahrhundert blühte und der modernen
Nation ihren Namen gab. Sie haben
eine tiefe spirituelle und politische Be-
deutung. Der Zimbabwe Bird nimmt
heute einen prominenten Platz auf der
Nationalflagge und im Wappen des
Landes ein. Die meisten Figuren wur-
den nach der Unabhängigkeit 1980
durch diplomatische Bemühungen
und internationale Zusammenarbeit
nach Zimbabwe zurückgebracht. Nun
ist dieses Kapitel abgeschlossen.

Südafrika erklärte, die Übergabe
bekräftige sein Engagement, gemein-
sam mit anderen afrikanischen Staa-
ten dafür zu sorgen, daß das Kultur-
erbe des Kontinents gewürdigt,
geschützt und schließlich an die Ge-
meinschaften zurückgegeben wird,
denen es geraubt wurde.

Free Marwan Barghouti! Süd-
afrikas Präsident Cyril Ramaphosa hat
als erstes amtierendes Staatsober-
haupt den international verbreiteten
Aufruf zur Freilassung des 2002 von
Israel verhafteten und 2004 in einem
unfairen Prozeß zu lebenslänglicher
Haft verurteilten Palästinenserführers
Marwan Barghouti unterzeichnet. Die
Kampagne war 2013 von seiner Frau
Fadwa und Nelson Mandelas ehema-
ligem Mitgefangenen Ahmed Kathrada
in Mandelas ehemaliger Zelle in Rob-
ben Island gestartet worden. Sie wird
mittlerweile von zahlreichen Prominen-
ten weltweit, selbst in Israel, unter-
stützt. Barghouti war Mitglied einer ra-
dikalen Fraktion innerhalb der Fatah
und galt als Konkurrent Yasser Arafats.
Nach mehreren Verhaftungen pro-
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nistüren aufzubrechen – und dieser
Druck muß erneut mobilisiert wer-
den.“ Die einschlägigen Aktivitäten der
Kathrada-Stiftung werden von mehre-
ren südafrikanischen Organisationen
unterstützt, darunter der Leah und
Desmond Tutu Foundation und der
Nelson Mandela Foundation. Link zur
Free Marwan Barghouti-Kampagne:
https://freemarwan.org/#take-action.

Artenschutz – gute Resultate
aus dem südlichen Afrika. Eine
neue Studie unter Mitwirkung der Uni-
versität Pretoria kommt zu dem
Schluß, daß die vielfach zitierten Be-
hauptungen über einen weltweiten
Rückgang der Wildtierbestände den
Verlust der biologischen Vielfalt in
Afrika überbewerten. Damit stellt sie
eine der am häufigsten zitierten Be-
hauptungen in globalen Umweltdebat-
ten in Frage: daß Wildtierpopulationen
in den letzten fünfzig Jahren um mehr
als 70 % zurückgegangen seien. Ge-
genteilig argumentieren die Autoren
auf der Grundlage detaillierter Daten,
daß dieses Klischee eines Zusammen-
bruchs der Artenvielfalt in Afrika die
Realität vor Ort nicht widerspiegelt –
und wirksamen Artenschutzbemühun-
gen sogar schaden könnte.

Stuart L. Pimm, Professor an den
Universitäten von Pretoria und Duke
(North Carolina) und Hauptautor der
in „Science Advances“ veröffentlich-
ten Studie (www.science.org/doi/
10.1126/sciadv.aee6950) kommt zu
dem Ergebnis, daß viele Arten, die als
Symbol für den weltweiten Rückgang
der Vielfalt angeführt werden, dort sta-
bil sind oder sogar zunehmen, wo sie
angemessen geschützt und bewirt-
schaftet werden. Als ein Beispiel führt
er den Elefanten an: „75 % der Sa-
vannenelefanten leben im südlichen
Afrika – womit wir den Bereich von
der Mitte Tanzanias bis nach Süden

filierte er sich als Anführer der Inti-
fada-Aufstände, hielt jedoch an der
Idee der Zwei-Staaten-Lösung fest.
Mehrfach verglich er den antikolonia-
len Kampf der Palästinenser mit dem
Befreiungskampf in Südafrika. Nach
zwei Jahrzehnten der Gefangenschaft
gilt Barghouti heute als einigender
Faktor der Palästinenser und wird des-
halb vielfach als „palästinensischer
Nelson Mandela“ bezeichnet.

Die Unterstützung der Kampagne
für seine Freilassung durch Rama-
phosa wurde von der Ahmed Ka-
thrada-Stiftung in Johannesburg be-
grüßt. „Diese Unterschrift darf nicht
symbolisch sein“, so ihr Sprecher
Anele Gcwabe (https://www.kathra-
dafoundation.org/2026/04/27/free-
dom-day-ahmed-kathrada-foundation-
welcomes-president-ramaphosas-sign
ature-on-the-free-marwan-barghouti-
pledge/). „Dies ist ein Aufruf an alle
Regierungen, Prinzipien über
Schweigen zu stellen, indem sie die
weltweite Kampagne zur Freilassung
von Barghouti unterstützen. Nelson
Mandela und Ahmed Kathrada wuß-
ten, wozu das Gefängnis dient: Füh-
rer zu brechen, Bewegungen zu zer-
schlagen und Gemeinschaften durch
Einschüchterung zur Unterwerfung
zu zwingen. Doch der Kampf gegen
die Apartheid hat gezeigt, daß anhal-
tender, organisierter internationaler
Druck dazu beitragen kann, Gefäng-

meinen –, und ihre Zahl ist sogar et-
was höher als vor 25 Jahren“.

Globale Biodiversitätskennzahlen
wie der Living Planet Index (LPI) seien
schon aus methodischen Gründen
„unangemessen und irreführend“.
Zwar gebe es kurzfristige Schwankun-
gen bei den Beständen von Zebra-
arten und Spitzmaulnashörnern, die
jedoch eher auf die Schwierigkeit zu-
rückzuführen sind, genaue Zählungen
durchzuführen, als auf einen tatsäch-
lichen Bestandsrückgang. Würden
längere, robustere Daten untersucht,
ergebe sich ein differenzierteres Bild:
Einige Arten seien stark rückläufig, ins-
besondere dort, wo Wilderei und Le-
bensraumverlust nach wie vor intensiv
sind, während andere Arten stabil
seien oder sich dank aktiver Natur-
schutzmaßnahmen erholt hätten. Im
südlichen Afrika drehe sich die De-
batte daher zunehmend um das Ma-
nagement von Bestandsgrößen und
nicht mehr nur um die Verhinderung
des Aussterbens, so Pimm. „Im Krü-
ger-Nationalpark erwägt man die Be-
standsreduktion bei Elefanten, im
Addo-Nationalpark werden die Tiere
mit Verhütungsmitteln behandelt, und
in Botswana drohte man sogar damit,
Tausende ins Ausland zu verschiffen,
um auf Beschwerden wegen der
Jagd zu reagieren.“

Pauschale Behauptungen über ei-
nen Rückgang der Wildtierbestände
in der Region seien „böswillig“, so
Pimm. „Sie stellen die bemerkens-
werten Erfolge in Frage, die Südafrika
und seine Nachbarländer beim
Schutz der Artenvielfalt erzielt haben
und sind zutiefst beleidigend.“

Sklavenhandel verurteilt. Die
Generalversammlung der Vereinten
Nationen hat 25. März 2026 mit über-
wältigender Mehrheit eine Resolution
verabschiedet, in der der transatlanti-
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sche Sklavenhandel als „schwerstes
Verbrechen gegen die Menschlichkeit“
bezeichnet wird. UN-Generalsekretär
Antonio Guterres begrüßte das Abstim-
mungsergebnis und erklärte, der Reich-
tum vieler westlicher Nationen sei „auf
gestohlenen Leben und gestohlener
Arbeitskraft aufgebaut“.

Unter Hinweis auf die „barbarischen
Strafen, mit denen die Kontrolle auf-
rechterhalten wurde – von Fesseln und
Eisenkragen bis hin zu Auspeitschun-
gen und sexueller Gewalt“ sagte er, es
habe sich „nicht einfach um Zwangs-

arbeit“ gehandelt. „Es war ein System
der Massenausbeutung und der ge-
zielten Entmenschlichung von Män-
nern, Frauen und Kindern. Die Wun-
den sitzen tief und bleiben oft
unerkannt.“ Die von Ghana einge-
brachte und von den afrikanischen und
karibischen Ländern unterstützte Re-
solution ist zwar nicht rechtsverbindlich,
doch Analysten sagen, sie sende eine
starke Botschaft aus. „Es ist politisch
gesehen bereits ein riesiger und be-
deutender Schritt, diese Debatte bei
der UNO zu führen, auch wenn sie

eher symbolischen Wert hat“, sagte
Almaz Teffera, leitende Expertin für Ras-
sismus bei Human Rights Watch. Sie
meint, dies könne die Chancen auf
Fortschritte bei Diskussionen über fi-
nanzielle Reparationen oder eine an-
dere Form der Entschädigung erhöhen.
Die Resolution wurde mit 123 Stimmen
angenommen, drei Staaten (die USA,
Israel und Argentinien) stimmten da-
gegen. 52 Länder enthielten sich der
Stimme, darunter alle EU-Mitgliedstaa-
ten, also leider auch Österreich.

Landministerin Inge Zaamwani-Kamwi

BRICS or No BRICS

während Trump Mitte Mai Xi Jin-
Piung in Beijing besuchte, tra-

fen sich in Neu Delhi die Außenminister
der BRICS (Brasilien, Russland, Indien,
China, Südafrika) plus 6 neue Mitglie-
der (Ägypten, Äthiopien, Iran, Saudi-
Arabien, die Vereinigten Arabischen
Emirate und Argentinien) , sowie 6 In-
teressentenländer (darunter Vietnam
und Nigeria), um den herbstlichen Gip-
fel der Staats- und Regierungschefs
vorzubereiten. Daß sie alle von Premier-
minister Modi empfangen wurden, zeigt
schon, daß dieser Gipfel ernst genom-
men wird. Auch die Außenminister
Irans, der Emirate, sowie Saudi Ara-
biens, die sich ja in einem nicht dekla-
rierten Kriegszustand befinden, nah-
men teil. Dies zeigt schon, daß es
dieser Ländergruppe gelingt, trotz mas-
siver Interessenkonflikte kooperative
Gespräche zu führen. Aufgrund dieser
und anderer Interessenkonflikte gelang
es nicht, ein gemeinsames Communi-
qué zu beschließen, jedoch wohl eine
kürzere Mitteilung des Gastgeberlan-
des Indien über Punkte, bei denen Ein-
stimmigkeit erzielt wurde. Trotz des 
Eingeständnisses unterschiedlicher

Standpunkte und der Tatsache, daß die
Länder von WTO-widrigen protektio-
nistischen Wirtschaftsmaßnahmen un-
terschiedlich betroffen seien, wurde die
Bedeutung des Multilateralismus, einer
gemeinsamen Brics-Sicherheitsarchi-
tektur, des Dialogs bei Konflikten, der
Notwendigkeit einer neuen globalen
gerechteren Wirtschaftsarchitektur, ei-
ner Reform der Bretton Woods-Institu-
tionen sowie der New Development
Bank, der gemeinsamen Entwicklungs-
bank der Brics-Länder für die Welt, her-
vorgehoben. Ebenso wurde der Ruf
nach einem gerechteren Zahlungs-
system, nach gemeinsamen Anstren-
gungen bei der Künstlichen Intelligenz
sowie bei modernen Kommunikations-
systemen betont. Der früher häufig er-
schallte Ruf nach einer gemeinsamen
Währung als Gegengewicht zum Dollar
blieb diesmal aus. Die Brics-Länder se-
hen sich als Hort der Stabilität und der
Zusammenarbeit in einer Welt der Un-
sicherheit und Fragilität. Der Ruf nach
der Freiheit des Schiffsverkehrs (be-
sonders wichtig für die asiatischen Län-
der), sowie nach Beendigung der
Kampf- und Besetzungshandlungen in
Gaza, Westbank und Libanon wurde
einstimmig unterstützt. Ägypten for-
derte weitere Kooperation und bot an,

einen gemeinsamen Lagerhafen für
Getreideexporte in Port Said zu eröff-
nen. Mit der New Development Bank
und anderen Institutionen sei man be-
reit, vor allem den Schwellen- und Ent-
wicklungsländern eine mächtige ge-
meinsame Stimme zu geben. Es
scheint, daß nach Jahren der Deklara-
tionen die Öffnung für weitere Mitglie-
der sowie die Aktivitäten der Entwick-
lungsbank einen weiteren Schritt für
eine effektivere Vertretung des „Glo-
balen Südens“ darstellen. Zwar fehlen
weiterhin gemeinsame Institutionen, die
Kontinuität und Bündelung der Stimm-
rechte in den Internationalen Institutio-
nen erleichtern könnten, doch ist es
bemerkenswert, daß Staaten so ver-
schiedener Interessen weiter an sol-
chen weiteren Schritten arbeiten.
Meine frühere Skepsis gegenüber den
vollmündigen Ankündigungen dieser
Ländergruppe bedarf einer neuerlichen
Überprüfung. Der Herbstgipfel in Delhi
wird zeigen, wie weit man schon ist.

Kurt Bayer ist WIIW Senior Research Associate
und WIFO Emeritus Consultant mit dem
Schwerpunkt internationale Finanz- und 
Wirtschaftspolitik. Seine laufenden Kommentare 
erscheinen auf https://kurtbayer.wordpress.com
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unser Ausgangspunkt ist die ge-
lebte Erfahrung der Arbeiter-

klasse. Wir analysieren Hunger nicht
aus den Vorstandsetagen heraus. Wir
analysieren ihn aus den Fabrikhallen,
den Minenschächten, den Farmen,
den Lagerhallen, den Krankenhäusern,
den Klassenzimmern, den Taxiständen
und den Wohnungen der Arbeiter-
klasse.

Und was sagen uns die
Arbeiter/innen heute? Sie sagen uns,
daß sie selbst dann, wenn sie Arbeit
haben, nicht überleben können. Dies
ist das Zeitalter der erwerbstätigen
Armen. Arbeiter/innen stehen um 4
Uhr morgens auf. Sie legen weite
Wege zurück. Sie arbeiten in anstren-
genden Schichten. Sie bauen diese
Wirtschaft mit ihrer Arbeit auf. Doch
am Ende des Monats können sie sich
kein Essen leisten.

Die neuesten Zahlen der Pieter-
maritzburg Economic Justice and 
Dignity Group zeigen, daß der durch-
schnittliche Lebensmittelkorb für einen
Haushalt mittlerweile mehr als 5.400
Rand pro Monat ausmacht, während
ein grundlegender nährstoffreicher
Warenkorb etwa 6.600 Rand pro Mo-

nat kostet. Doch der nationale Min-
destlohn von mageren 30 Rand pro
Stunde entspricht, je nach Arbeits-
stunden, etwa 4.800 bis 5.800 Rand
im Monat. Mit anderen Worten: Ein
Mindestlohnempfänger kann sich
nicht einmal einen grundlegenden Le-
bensmittelkorb leisten, bevor er für
Transport, Strom, Miete, Schulunifor-
men oder Schulden aufkommen muß.
Die genannte Untersuchung zeigt, daß
allein Strom und Transport zum Ar-
beitsplatz für viele Arbeiter/innen etwa
58 % des nationalen Mindestlohns
verschlingen, noch bevor überhaupt
Lebensmittel gekauft werden.

vergleichen wir dies nun mit den
Sozialleistungen. Die Kinder

beihilfe (Child Support Grant) beträgt
lediglich 560 Rand pro Monat – fast
300 Rand weniger als die Ernäh-
rungsarmutsgrenze von 855 Rand
und weit unter den geschätzten 965
Rand, die monatlich benötigt werden,
um ein Kind mit einer grundlegenden
nährstoffreichen Ernährung zu versor-
gen. Die Sozialhilfe (Social Relief of
Distress grant) liegt weiterhin bei
skandalösen 370 Rand pro Monat –

kaum genug, um in der heutigen Wirt-
schaftslage ein paar Tage zu über-
leben. Das bedeutet, daß von Millio-
nen Arbeitslosen und Müttern erwartet
wird, von Beihilfen zu leben, die bei
weitem nicht an die tatsächlichen Le-
bensmittelkosten heranreichen. Das
ist institutionalisierter Hunger. Und die
Folgen sind verheerend.

Untersuchungen zeigen, daß Mil-
lionen von Haushalten nun gezwun-
gen sind, die Portionsgrößen zu redu-
zieren, Mahlzeiten auszulassen und
nahrhafte Lebensmittel wie Fleisch,
Eier, Gemüse und Obst aus ihrer Er-
nährung zu streichen, weil sie sich
diese einfach nicht leisten können.
Mehr als 11 Millionen Südafrikaner/in-
nen leben unterhalb der Ernährungs-
armutsgrenze von 855 Rand pro Per-
son und Monat – weniger als 28 Rand
pro Tag. Fast jedes dritte Kind unter
fünf Jahren – 28,8 % – leidet aufgrund
chronischer Unterernährung an
Wachstumsstörungen. Das Gesund-
heitsministerium verzeichnet jedes
Jahr etwa 10.000 Todesfälle bei Kin-
dern, die auf Unterernährung zurück-
zuführen sind. Denken Sie einmal
gründlich darüber nach. In einem der

Hunger in Südafrika?
Schon vor Jahren haben wir über abnehmende Ernährungssicherheit als Folge des
Klimawandels berichtet (INDABA 112/21). Seither hat sich die Situation noch ver-
schärft – nicht nur wegen der steigenden Lebensmittelpreise, sondern auch infolge
eines Wirtschaftssystems, in dem Löhne, Sozialleistungen und Arbeitsbedingungen
zunehmend nicht mehr ausreichen, um die grundlegenden Lebenshaltungskosten 
zu decken. Sparmaßnahmen, prekäre Arbeitsverhältnisse und ein schwacher 
Sozialschutz haben eine wachsende Gruppe von „working poor“ hervorgebracht. 
Das bedroht langfristig die soziale Stabilität. Von Zwelinzima Vavi.
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fordert die Sektion 77 der Südafri-
kanischen Gewerkschaftsföderation
(Saftu) massive öffentliche Investitio-
nen in Jugendbeschäftigungspro-
gramme, Lehrstellen, handwerkliche
Ausbildung, Industrialisierung und so-
zial nützliche öffentliche Arbeiten, um
jungen Menschen Arbeit, Qualifikatio-
nen und Hoffnung statt Verzweiflung
zu geben. Und weil diejenigen, die
das Sagen haben, den Zorn der hun-
gernden Massen fürchten, schüren sie
nun die Suche nach Sündenböcken.
Sie wollen, daß arme Südafrikaner/in-
nen die Migrant/inn/en für Arbeits-
losigkeit und Hunger verantwortlich
machen. Doch die Arbeiter kennen die
Wahrheit. Nicht die Einwanderer ha-
ben Fabriken zerstört. Nicht die Ein-
wanderer haben Sparmaßnahmen ver-
ordnet. Nicht die Einwanderer haben
Hungerlöhne geschaffen. Nicht die
Einwanderer haben Kommunen und
staatliche Unternehmen ausgeplün-
dert. Das Problem ist ein Wirtschafts-
system, das Profit über Menschen-
leben stellt. Deshalb sagen wir, daß
der Kampf gegen den Hunger un-
trennbar mit dem Kampf für men-
schenwürdige Arbeit, existenz-
sichernde Löhne und wirtschaftliche
Gerechtigkeit verbunden ist.
Wir fordern daher:
•  Ein sofortiges Grundeinkommen

reichsten Länder des
afrikanischen Kon-
tinents sterben Kinder
an Hunger und Unter-
ernährung.

Gleichzeitig steigen
die Lebensmittelpreise
weiter an: Maismehl,
Speiseöl und Grund-
nahrungsmittel sind in
den letzten Jahren dramatisch verteu-
ert worden, während Gemüse, Erd-
äpfel und Eiweiß für arme Haushalte
immer unerschwinglicher werden.

Und während Arbeiter und Arbeits-
lose leiden, bereichern sich die Ma-
nager/innen weiter.

der Geschäftsführer von Shoprite
verdient Berichten zufolge mehr

als 87 Millionen Rand im Jahr, wäh-
rend sich viele Beschäftigte im Ein-
zelhandel die Lebensmittel, die sie ver-
packen, transportieren und verkaufen,
nicht leisten können. Das ist nicht nur
Ungleichheit. Das ist organisierte wirt-
schaftliche Gewalt.

Die Reichen sprechen von „Markt-
vertrauen“, während die Arbeiter von
leeren Töpfen sprechen. Und wir müs-
sen ehrlich sein: Diese Krise ist nicht
vom Himmel gefallen. Sie ist das Er-
gebnis jahrzehntelanger neoliberaler
Politik: Privatisierung, Deindustrialisie-
rung, Prekarisierung, Leiharbeit, Lohn-
drückung, Sparpolitik und die Zerstö-
rung menschenwürdiger Arbeit. Feste
Arbeitsplätze wurden durch prekäre
Beschäftigungsverhältnisse ersetzt.
Junge Menschen wurden einer Wirt-
schaft der Arbeitslosigkeit und Hoff-
nungslosigkeit überlassen. Heute hat
Südafrika eine der höchsten Jugend-
arbeitslosenquoten der Welt. Deshalb

von mindestens 1.500 Rand pro
Monat für Arbeitslose und erwerbs-
tätige Arme;

•  eine Anhebung aller Sozialleistun-
gen auf mindestens die Ernährungs-
armutsgrenze;

•  eine Regulierung der Lebensmittel-
preise und Maßnahmen gegen 
Wucher;

•  massive öffentliche Beschäftigungs-
programme;

•  Unterstützung für Kleinbauern, 
Genossenschaften und informelle
Händler;

•  ein Ende der Sparmaßnahmen;
•  ein umfassendes Programm zur In-

dustrialisierung und zur Schaffung
menschenwürdiger Arbeitsplätze.

wir lehnen eine Gesellschaft ab,
in der Arbeiter/innen Wohl-

stand produzieren, aber in Armut le-
ben. Wir lehnen eine Gesellschaft ab,
in der Kinder hungern, während Milli-
ardäre obszönen Reichtum und prot-
zigen Konsum zur Schau stellen. Und
wir warnen: Keine Gesellschaft kann
stabil bleiben, wenn Millionen hun-
gern. Die Geschichte lehrt uns, daß
Hunger irgendwann zu Wut wird. Und
Wut wird irgendwann zu Widerstand.
Nahrung ist kein Privileg für die Rei-
chen. Nahrung ist ein verfassungs-
mäßiges Recht. 

Zwelinzima Vavi ist Generalsekretär der South
African Federation of Trade Unions (Saftu),
des zweitgrößten südafrikanischen Gewerk-
schaftsverbandes. Sein Beitrag erschien am
28. Mai 2026 im Daily Maverick (www.daily-
maverick.co.za/opinionista/2026-05-28-
hunger-is-economic-violence-inflicted-daily-
on-sas-poor/?dm_source=blocks-list-item&d
m_medium=card-link&dm_campaign=inform).
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edgar Lungu stieg nach dem Tod
Michael Satas im Jahr 2014 zum

Präsidenten Zambias auf. Er galt als
Kompromißkandidat der Patriotic
Front (PF), der die Partei einen konnte.
Der kommissarische Vizepräsident
Guy Scott, der aus verfassungsrecht-
lichen Gründen nicht kandidieren
durfte, leitete den Übergang, während
Lungu die Nachwahl 2015 gewann,
um Satas Amtszeit zu vollenden, und
im Jahr darauf wiedergewählt wurde.
Anschließend führte er die PF bis
2021, als er Hakainde Hichilema von
der United Party for National Deve-
lopment (UPND) unterlag. Dieser ge-
wann bei seinem sechsten Anlauf die
Präsidentschaft.

Hichilema sieht sich derweil wach-
sender Kritik an Regierungsführung,
Einschränkungen des zivilgesellschaft-
lichen Raums und wahrgenommener
Korruption ausgesetzt – Vorwürfe, die
sich häufig auf seine vom Constitu-
ency Development Fund (CDF) finan-
zierten Projekte, konzentrieren. Die
Regierung weist dies zurück und ver-
weist auf Reformen und Kontroll-

mechanismen. Watchdogs und die
Opposition beklagen jedoch anhal-
tende Umsetzungslücken und Politi-
sierung.

Unterstützer schreiben Lungu die
Beschleunigung von Infrastrukturpro-
jekten und regionaler Vernetzung (z.
B. durch Straßenbau) sowie die Ein-
führung einer verpflichtenden nationa-
len Krankenversicherung im Jahr 2018
zur Ausweitung der Gesundheitsfinan-
zierung zu. Kritiker halten dagegen,
seine Amtszeit sei mit zunehmenden
wirtschaftlichen Belastungen zusam-
mengefallen – darunter ein starker Ein-
bruch der Kupferpreise in einem Land,
dessen Exporte zu rund 70 Prozent
aus Kupfer bestehen, eine höhere
Auslandsverschuldung, häufige
Stromabschaltungen und 2020 ein
Staatsbankrott im Zuge des COVID-
19-Schocks, begleitet von einer
schwächer werdenden Währung
(Kwacha) und steigender Inflation.
Lungu starb laut offiziellen Angaben
am 5. Juni 2025 im Alter von 68 Jah-
ren an Komplikationen nach einer
Operation zur Behandlung einer nicht

offengelegten Erkrankung. Sein Leich-
nam befindet sich aufgrund eines
Streits zwischen seiner Familie und
seinem Nachfolger Hichilema – sei-
nem Langzeitrivalen – weiterhin in ei-
nem Bestattungsinstitut in Südafrika.

die erbitterte politische Fehde zwi-
schen Edgar Lungu und Ha-

kainde Hichilema verschärfte sich
nach der Wahl 2016. Hichilema
wurde 2017 für vier Monate wegen
Hochverratsvorwürfen festgehalten,
nachdem er dem Fahrzeugkonvoi des
Präsidenten nicht die Vorfahrt gewährt
hatte – ein Schritt Lungus, der zu in-
ternationaler Verurteilung führte, bevor
das Verfahren eingestellt wurde. Bei
den Präsidentschaftswahlen 2021
verlor Lungu gegen Hichilema und
kündigte seinen Rückzug aus der Po-
litik an. Bei dieser Wahl wurden erst-
mals Soldaten während des Urnen-
gangs auf die Straßen geschickt. Die
Regierung sprach von Deeskalation,
die Opposition von Einschüchterung
(INDABA 111/21). Als Lungu 2023
ein Comeback andeutete, wurden ihm

Zwischen Familie und Staat
Machtkampf um Lungus letzte Ruhe

Mehr als ein Jahr ist seit seinem Tod vergangen, und die sterblichen Überreste des
ehemaligen zambischen Präsidenten Edgar Lungu liegen weiterhin im Ausland, ihr
endgültiger Bestimmungsort ist ungeklärt. Der Streit – teils ein Ringen zwischen 
Familie und Staat, teils ein Kampf politischer Gegner – wirft eine schwierige ethische
Frage auf: Wer entscheidet über das Schicksal des Leichnams eines früheren Staats-
chefs – seine Familie mit seinen letzten Wünschen oder der Staat, der ihn für sich
beansprucht? All dies geschieht vor dem Hintergrund der diesjährigen Wahlen im
August, bei denen es auch um die weitere politische Richtung des Landes geht. 
Von Mimi Amaichigh.
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die Ruhestandsbezüge entzogen,
seine Ehefrau und seine Tochter wur-
den wegen Betrugsvorwürfen im Zu-
sammenhang mit Immobiliengeschäf-
ten festgenommen. Lungu erklärte, er
werde schikaniert und faktisch unter
Hausarrest gestellt, um eine Rückkehr
in die Politik zu verhindern – Vorwürfe,
die die Regierung zurückweist.

während seiner anschließenden
Erkrankung warf Lungus Lager

den Behörden vor, seine Ausreise zur
medizinischen Behandlung in Süd-
afrika zu behindern, was
Regierungsstellen be-
stritten. Anfang 2025 rei-
ste er schließlich aus –
Berichten zufolge, indem
er ein Ticket direkt am
Flughafenschalter kaufte.
Ärzte erklärten später,
seine Prognose wäre
besser gewesen, wäre er
früher gekommen. Vor
seinem Tod soll er Ver-
wandten gesagt haben,
Hichilema solle seinem
Leichnam nicht nahe-
kommen. Die Familie
Lungus lehnte daher ein
von Hichilema angebote-
nes Staatsbegräbnis in
Zambia ab und ent-
schied sich für eine Bei-
setzung in Südafrika.

Der Streit landete vor
südafrikanischen Gerich-
ten, die sich über Lungus
Wünsche hinweg auf die
Seite der zambischen
Behörden stellten – ein
Urteil, das de facto die
Rolle des derzeitigen
Präsidenten gegenüber
den Wünschen der Fa-
milie stärkte. „Selbst
wenn ein Präsident den

Wunsch äußert, kein Staatsbegräbnis
zu erhalten, muß ein solcher Wunsch
vom öffentlichen Interesse überlagert
werden“, sagte der südafrikanische
Gerichtspräsident Aubrey Ledwaba in
dem Verfahren. Die Gegenseite, die
die Familie verteidigt, verweist darauf,
dass Lungu vor seinem Tod die prä-
sidentiellen Bezüge entzogen worden
seien und damit sowohl sein An-
spruch auf ein Staatsbegräbnis bzw.
die Verpflichtung auf dessen Durch-
führung entfallen sei. Ein langes juri-
stisches Hin und Her führte zu einer

bis heute andauernden Pattsituation,
die letztlich in der jahrelangen Rivalität
zwischen beiden Politikern wurzelt.
Weitere Entwicklungen dürften neue
Rechtsstreitigkeiten nach sich ziehen.
Der Kampf um Lungus sterblichen
Überreste mag bizarr erscheinen,
doch findet seine Anordnung bei vie-
len Zambierinnen und Zambiern An-
klang und wirft schwierige ethische
Fragen auf.

mit den für 13. August 2026 an-
gesetzten Wahlen ist Zambias

politische Zukunft zudem von einer
geschwächten, zerstrittenen Opposi-
tion geprägt. Die PF steckt seit 2021
in Fraktionskämpfen mit zahlreichen
Akteuren, die um die Kontrolle ringen
– was der regierenden UPND trotz
öffentlicher Unzufriedenheit über die
Wirtschaftslage und demokratischen
Rückschritt Vorteile verschafft. Ohne
Lungus einigende Wirkung dürfte die
PF-Grabenkämpfe noch zunehmen.

Oppositionsbündnisse stottern.
Die United Kwacha Alliance verlor
2024 an Schwung, nachdem große
Parteien, darunter die PF, ausstiegen. 

Das derzeitige Bündnis Next
Tonse Alliance („Allianz wir alle“) gibt
sich breit aufgestellt, doch die Aus-
sichten sind schwach: Die Hürde von
50 Prozent plus einer Stimme im 
Präsidentschaftsrennen ist ohne ge-
schlossenen Block schwer zu neh-
men, und die Marke PF bleibt eng mit
Lungus Fähigkeit verknüpft, die Partei
zu einen. 

Fortsetzung auf Seite 22

Erbitterte Konkurrenten: Lungu und Hichilema
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in seiner Predigt in der Großstadt
Saurimo verlangte der Papst eine

gerechtere Verteilung der natürlichen
Reichtümer des Kontinents. „Wir se-
hen heute, daß viele Sehnsüchte von
Gewalttätern zunichtegemacht, von
Despoten ausgenutzt und von Reich-
tum getäuscht werden.“ Ungerechtig-
keit verderbe jedoch die Herzen.

Die 520.000-Einwohner-Stadt in
Angolas Landesinnerem gehört zu
den Zentren der Diamantenindustrie.
Der jahrzehntelange Bürgerkrieg nach
der Unabhängigkeit von Portugal
1975 wurde mit den Einnahmen aus
dem Diamanten- und Ölgeschäft 
finanziert. Bis heute leidet die Bevöl-
kerung unter den Spätfolgen. Die 
Unterschiede zwischen Arm und
Reich sind weiterhin enorm (INDABA
128/25).

Tags zuvor hatte der Papst bei ei-
nem Gottesdienst in Kilamba rund
100.000 Menschen zur Versöhnung
aufgerufen. Auch knapp ein Viertel-
jahrhundert nach dem Ende des läng-
sten afrikanischen Bürgerkriegs sei
Angola ein verwundetes Land. Es dür-
ste nach Hoffnung, Frieden und Ge-
schwisterlichkeit, so das Kirchenober-
haupt. Der Bürgerkrieg von 1975 bis

2002 habe das Land
gezeichnet und wirke
bis heute nach in Zwie-
tracht und Spaltung, in
der Verschwendung
von Ressourcen sowie
in der anhaltenden Ar-
mut.

am selben Abend
sprach Leo XIV.

im Marienheiligtum von
Muxima das Thema der
Sklaverei an, welche –
häufig legitimiert von
der katholischen Kir-
che – die Geschichte
Angolas jahrhunderte-
lang geprägt hat. Mu-
xima südöstlich der
Hauptstadt Luanda
hatte bis ins späte 19.
Jahrhundert eine wichtige Rolle als
Umschlagplatz im Sklavenhandel
Richtung Brasilien gepielt. Die aus
dem 17. Jahrhundert stammende Kir-
che wurde in der portugiesischen Ko-
lonialzeit gebaut. Viele Sklaven wur-
den dort vor ihrer Überfahrt nach
Amerika getauft. Seit etwa 200 Jahren
ist die Kirche am Fluß Kwanza das

Zentrum einer besonderen Marien-
frömmigkeit. Nach einem Rosenkranz-
gebet mit rund 30.000 Zuhörerinnen
und Zuhörern sprach der Papst davon,
in Muxima hätten „seit Jahrhunderten
so viele Männer und Frauen gebetet,
in freudigen Momenten, aber auch in
traurigen und sehr schmerzlichen Zei-
ten der Geschichte dieses Landes“.

Leo XIV. in Angola
Papst beklagt Ausbeutung und Sklaverei

Am achten Tag seiner Afrikareise besuchte Leo XIV. am 20. April 2026 ein wichtiges
Zentrum der angolanischen Diamantenindustrie. In der Stadt Saurimo in der Berg-
bauprovinz Lunda Sul feierte er einen Gottesdienst unter freiem Himmel mit zehn-
tausenden Menschen. Nach seiner Rückkehr nach Rom bat der Papst um Vergebung
für die Mitschuld der Kirche an der Sklaverei.

Leo XIV. und Staatspräsident João Lourenço 
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Angesichts des Umstands, daß –
laut US-amerikanischen Ahnenfor-
schern – zu Leos Vorfahren auch
schwarze Sklaven gezählt haben sol-
len, wurde diesen Worten in Angola
ebenso besonderes Gewicht bei-
gemessen wie den entsprechenden
Passagen in der am 25. Mai veröffent-
lichten ersten Enzyklika des Papstes,
Magnifica Humanitas. 

von europäischen Kommenta-
tor/inn/en weitgehend überlesen,

geht Leo XIV. hier im Zusammenhang
mit der „modernen Sklaverei“ der
künstlichen Intelligenz auch auf die 
historische Sklaverei sowie die Mit-
schuld der Kirche daran ein: „Es ist
wahr, daß vergangene Ereignisse
nicht ahistorisch beurteilt werden
können, so als ob die im Laufe der
Zeit gereiften Kriterien schon immer
zur Verfügung gestanden wären.
Dennoch können wir die Verzögerung
nicht leugnen oder herunterspielen,
mit der die Kirche und die Gesell-
schaft die Geißel der Sklaverei ver-
urteilt haben.“ Achtzehn Jahrhunderte
lang sei es (dem Apostolischen Stuhl)
nicht gelungen, die völlige Unverein-
barkeit der Sklaverei mit der Würde
jedes Menschen festzustellen. „Dies
ist eine Wunde im christlichen Ge-
dächtnis, die wir als unsere ansehen
müssen. Es ist unvermeidlich, tiefen
Schmerz angesichts des enormen
Leidens und der Demütigung zu emp-
finden, die die Sklaverei für so viele
Menschen bedeutete und ein Gegen-
satz zu ihrer grenzenlosen und vom
Herrn unendlich geliebten Würde
war. Dafür bitte ich im Namen der
Kirche aufrichtig um Vergebung.“ 
(Nr. 176). 

Die dunkle Seite der KI

In seinem Lehrschreiben „Magnifica humanitas“ geht Papst
Leo XIV auch auf die Gefahren der Künstlichen Intelligenz (KI)
und der Entwicklung Autonomer Waffensysteme (AWS) ein. „Der
Heilige Stuhl hat kürzlich festgestellt, daß die zunehmende Leich-
tigkeit, mit der operationell autonome Waffensysteme eingesetzt
werden können, Krieg ,durchführbarer’ macht und ihn weniger
der menschlichen Kontrolle unterwirft. Daher ist es nicht zulässig,
tödliche oder jedenfalls irreversible Entscheidungen künstlichen
Systemen anzuvertrauen. Es existiert kein Algorithmus, der Krieg
moralisch vertretbar machen könnte. Jede Technologie, die es
einfacher macht, anzugreifen, ohne das Gesicht des anderen zu
sehen, senkt die moralische Schwelle des Konflikts.“ (Nr. 197).

Autonome Waffen sind seit Jahren ein Reizthema für Diplomatie
und Zivilgesellschaft. Mit Entwicklung und Fertigung von unbe-
mannten Flugobjekten (Drohnen) sowie unterwasser- und land-
gestützten ferngesteuerten Systemen hat sich Krieg grundlegend
geändert. Die Entwicklung führt nicht zum menschenleeren Kriegs-
schauplatz, sondern fordert mehr denn je einen hohen Blutzoll.
Eine neuerliche Revolution in der Kriegstechnik ist im Gange. Künf-
tig werden AWS selbstständig aufgrund von Algorithmen ent-
scheiden, ob sie angreifen und töten. Dies wäre ein Überschreiten
einer roten Linie des Humanitären Völkerrechts. Irrtum und damit
menschliche Tragödien sind höchst wahrscheinlich. Eine weitere
Problematik wären KI-gestützter Einfluß auf den Einsatz von Atom-
waffen.

Neben der Zivilgesellschaft, die gegen „Killer-Roboter“ mobili-
siert, bemühen sich Diplomat/innen auf UNO-Ebene um die Ver-
hinderung des Überschreitens der genannten roten Linie. 2023
koordinierte Österreich die erste Resolution der UNO zu Auto-
nomen Waffensystemen. Im April 2024 fand in Wien eine Kon-
ferenz zum Thema „Humanitäre Folgen und Regulierung von AWS“
statt, bei der 900 Teilnehmer/innen aus 142 Staaten, von inter-
nationalen Organisationen, Industrie und Zivilgesellschaft das
Thema diskutierten. Südafrika tritt für ein AWS-Verbot im Rahmen
der Konvention gegen besonders inhumaner Waffen (CCW) ein,
wie es die UN-Generealversammlung schon mehrfach gefordert
hat. Ende 2026 soll eine Überprüfungskonferenz zum CCW statt-
finden.

Manfred Sauer

Manfred Sauer ist SADOCC-Vorstandsmitglied und 
Chefredakteur von betrifft frieden.
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Stadttouren gegen das Vergessen
Wie Nachfahren Kolonialgeschichte und

Widerstand sichtbar machen 

Zwischen kolonialen Denkmälern, deutschen Straßennamen und wilhelminischer 
Architektur erzählen postkoloniale Touren in Swakopmund und Windhoek von den
verdrängten Geschichten Namibias – vom Völkermord an den Ovaherero und 
Nama, von antikolonialem Widerstand und dem langen Weg in die Unabhängigkeit.
Von Theresa Mertens.

es ist ein sonniger Tag im März
dieses Jahres in der namibi-

schen Küstenstadt Swakopmund.
Ein klarer, wolkenloser Himmel ist
hier eher die Ausnahme; meist hän-
gen dichte Nebelschwaden über
der Kleinstadt. Fast symbolisch
liegt das allgegenwärtige koloniale
Erbe wie ein dunkler Schleier über
Swakopmund.

Morgens treffen wir den Ova-
herero-Aktivisten und Partner von
Shared History Tours, Laidlaw Pe-
ringanda, zu einer postkolonialen
Stadtführung in Swakopmund.
Laidlaw setzt sich seit vielen Jahren
kritisch mit der deutschen Koloni-
alvergangenheit Swakopmunds
auseinander. „Über diese dunkle
Geschichte und den Völkermord
wird hier nicht wirklich gesprochen“ sagt er. Unser Rund-
gang beginnt am Marine-Denkmal, einem kolonialen Monu-
ment, das die deutschen Soldaten des sogenannten Ma-
rine-Korps ehrt. Auf dem großen Steinrelief sind zwei
Soldatenfiguren zu sehen, einer von ihnen liegt im Sterben. 

Peringanda bleibt vor einer Plakette am Sockel des Denk-
mals stehen. Eingraviert sind zahlreiche Kriegsschauplätze
sowie die Namen gefallener deutscher Soldaten. Viele dieser

Orte, erklärt er der Gruppe,
seien Orte, an denen einst
seine Vorfahren lebten. Seine
Familie war selbst vom Völ-
kermord betroffen. Die rund
100.000 Ovaherero und
Nama, die während des er-
sten Völkermords des 20.
Jahrhunderts starben, er-
wähnt das Monument hin-
gegen nicht. Für Laidlaw ist
das ein Grund, warum das
Denkmal entfernt werden
sollte.

Weiter geht die Tour zum
Friedhof im Stadtteil Kra-
mersdorf, einer weiteren zen-
tralen Station des Rund-
gangs. Laidlaw führt uns
zunächst über den weißen

Teil des Friedhofs. Wassersprenkler bewässern die
Grünflächen, Palmen säumen die weitläufigen Gräber.
Dazwischen steht ein großes Monument für gefallene
deutsche Soldaten.

2024, erzählt Laidlaw, habe ein AfD-Abgeordneter
des nordrhein-westfälischen Landtags hier einen Kranz
niedergelegt, um die deutschen Kolonialtäter zu ehren.
Die Erinnerung daran macht ihn bis heute wütend. 

Laidlaw Peringanda kniet vor dem Genozid-Monument auf
dem Swakopmunder Friedhof
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Laidlaw führt uns weiter
über den Friedhof. Dort, wo
die Grenze zwischen Friedhof
und Namib-Wüste zu ver-
schwimmen scheint, zeichnet
sich ein riesiges Areal mit tau-
senden kleinen Hügeln ab.
Die Hügel markieren Gräber.
Laidlaws Miene wird ernster,
Trauer steht ihm ins Gesicht
geschrieben. Er bittet uns, je-
weils einen kleinen Stein auf-
zuheben, während wir uns
schweigend einem Monu-
ment nähern, das mitten in
der scheinbar endlosen un-
markierten Grabstätte steht.

Vor dem Denkmal kniet Laidlaw nieder und legt den Stein
behutsam ab – ein Zeichen des Respekts und der Achtung
vor all jenen, die hier in flachen Gräbern unter dem Sand be-
graben liegen. Es sind die Opfer eines der dunkelsten Kapitel
der deutschen Geschichte.

Laidlaw berichtet, daß Vertreter/innen der Ovaherero-
und Nama-Communities hier erst 2007 ein Denkmal errich-
teten, an dem bis heute Gedenkfeiern stattfinden. Die In-
schrift des Monuments wurde 2020 nochmals korrigiert.
Heute erinnert es an die tausenden Ovaherero und Nama,
die während des Genozids durch die deutschen Kolonial-
truppen in Swakopmund in Konzentrationslagern interniert
wurden und dort an Hunger, Zwangsarbeit, sexueller Gewalt
und Krankheiten starben.

Laidlaw erzählt, daß seine Urgroßmutter in einem Kon-
zentrationslager in Swakopmund interniert war. Als Kind habe
er ihren Geschichten zugehört, sie jedoch lange für Fabeln
gehalten. Die Erzählungen seien so grausam gewesen, daß
er nicht begreifen konnte, daß diese Dinge tatsächlich pas-
siert waren. Erst als er selbst an diesen Ort kam, habe er
verstanden, daß seine Urgroßmutter über das Konzentrati-
onslager und den Völkermord sprach.

„Als ich zum ersten Mal an diesen Gräbern stand, bin
ich zusammengebrochen“, sagt Laidlaw. Viel generationales
Trauma sei ihm vererbt worden. Trotzdem möchte er, daß
mehr Menschen über diese Geschichte lernen.

Aus diesem Grund eröffnete Peringanda auch sein eige-
nes Genozid-Museum im Swakopmunder Township Matutura.

Mit Archivmaterialien,
Fotografien und Doku-
menten aus der Kolo-
nialzeit dokumentiert er
dort die Verbrechen
der Kolonialzeit. „Ich
habe das Museum ge-
gründet, damit die
wahre Geschichte
Swakopmunds erzählt
wird“, sagt er. Große
Teile der Infrastruktur
der Stadt seien von
Gefangenen der Kon-
zentrationslager errich-
tet worden – dennoch
werde darüber bis

heute kaum gesprochen. Mit dem Museum wolle er 
einen Ort schaffen, der die Geschichte erfahrbar macht
und die Gewalt der deutschen Kolonialherrschaft do-
kumentiert.

aktivismus scheint in Laidlaws Familie zu liegen.
Hosea Kutako, ehemaliger Paramount Chief und

Oberhaupt der Ovaherero sowie eine zentrale Figur
des namibischen Widerstands und Unabhängigkeits-
kampfes, war sein Onkel. Einige hundert Kilometer 
weiter östlich, in Namibias Hauptstadt Windhoek, ist
Kutako auch eine zentrale Figur der Freedom Fighter
Tour des Touranbieters Shared History Tours.

Konzipiert wurde die Tour von Ningiree Kauvee und
ihrer Kollegin Rikumbi Kandanga. Ningiree arbeitet als
Tourleiterin und Tourkoordinatorin bei Shared History
Tours.

„Viele Touren in Namibia stellen die Menschen
während Namibias Kolonialisierung zu passiv dar“,
sagt sie. „Es wird erzählt, daß die Deutschen hier 
waren oder die Apartheid stattgefunden hat – aber
nicht, wie viel Widerstand es gab und daß die Men-
schen sich gewehrt haben“. Genau das habe sie mo-
tiviert, selbst als Guide zu arbeiten. „Als Nachfahrin
der Überlebenden des Völkermords sehe ich es als
meine Verantwortung, Geschichte stärker aus der Per-
spektive der betroffenen Gemeinschaften zu erzäh-
len.“

Laidlaw Peringanda vor dem Marine-Denkmal in Swakopmund
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An fünf Stationen themati-
siert die Freedom Fighter Tour
antikolonialen Widerstand – von
der deutschen Kolonialzeit bis
in die Apartheid. Die Tour be-
ginnt im Stadtzentrum und führt
weiter zur sogenannten Old Lo-
cation, deren Bewohner:innen
in den 1950er- und 1960er-Jah-
ren gewaltsam in das neue
Township Katutura umgesiedelt
wurden. Selbst im Namen ‚Ka-
tutura‘ steckt Widerstand. „Die
meisten Tourguides erzählen,
daß Katutura in Otjiherero so
viel wie ‚der Ort, an dem wir nicht leben wollen‘ bedeutet“,
erklärt Ningiree während der Tour. „Was viele aber nicht
wissen: Die Bevölkerung der Old Location hatte dem so-
genannten Native Advisory Board vorgespielt, den Namen
zu wollen, weil er angeblich ‚ein Ort, nach dem wir uns
lange gesehnt haben‘ bedeutet.“

Für Ningiree geht es bei ihrer Tour darum, den Fokus auf
jene zu legen, die Widerstand geleistet und maßgeblich zur
namibischen Unabhängigkeit beigetragen haben. „Wir er-
zählen ihre Geschichten, ihr Leben und ihren Beitrag zum
Befreiungskampf“, sagt sie. Viele Held/inn/en des Wider-

stands seien bis heute namen-
los geblieben. „Deshalb ist es
wichtig, daß Menschen ver-
stehen, wer für unsere Un-
abhängigkeit gekämpft hat“. 

Mit ihren Touren schaffen
Guides wie Ningiree und Laid-
law neue Zugänge zu Nami-
bias Geschichte und eröffnen
Perspektiven auf historische
Orte, Erinnerungen und kolo-
niale Kontinuitäten, die vielen
Reisenden sonst verborgen
bleiben.

Nach ihrem Studium zog Theresa Mertens 2022 dauerhaft nach
Windhoek. Seit vielen Jahren beschäftigt sie sich mit Erinne-
rungskultur und den bis heute sichtbaren Spuren des Kolonialis-
mus in Namibia. Sie ist Gründerin von Shared History Tours.

Für weitere Informationen und Buchungen der 
Shared History Tours: 
info@sharedhistorytours.com 
www.sharedhistorytours.com
+264 81697967

Ningiree Kauvee und Rikumbi Kandanga erzählen von Hosea
Kutako auf der Freedom Fighter Tour in Windhoek

Namibia lehnt Starlink ab

die namibische Regulierungsbehörde für Telekom-
munikation (Cran) hat den Antrag von Starlink In-

ternet Services Namibia (Pty) Ltd. auf Aufnahme des
Betriebs in Namibia offiziell abgelehnt und erteilt weder
eine Lizenz für umfassende Telekommunikations- (ECS
und ECNS) noch für landesweite Satelliten-Internet-
dienste. Die Entscheidung wurde am 23. März im Re-
gierungsanzeiger veröffentlicht. Maßgeblich für die Ent-
scheidung war u. a. die Tatsache, daß sich null Prozent
der Aktien des Unternehmens im Besitz namibischer
Staatsbürger befinden. Starlink, betrieben von SpaceX,
ist ein satellitengestützter Internetdienst, der in ganz
Afrika rasch expandiertund sich insbesondere auf länd-

liche und unterversorgte Gebiete konzentriert, in denen
herkömmliche Breitbandinfrastruktur nur begrenzt vor-
handen ist. Der ehemalige Oppositionsabgeordnete
Maximalliant Katjimune zollte Cran für die Entscheidung
Beifall. „Starlink gehört Elon Musk, der sehr proble-
matische Ansichten zur aktuellen Weltlage vertritt. Es
wäre nicht klug von uns als Nation, einem solchen
Mann die Kontrolle über unsere persönlichen Daten
zu überlassen.“ Seither haben allerdings 600 namibi-
sche Staatsbürger/innen Beschwerde gegen den Aus-
schluß von Starlink aus dem namibischen Kommunika-
tionsnetz erhoben – in gleichlautenden Formulierungen.
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Reg Austin verstorben 
Seine Analyse der Entwicklungen im unabhängigen Zimbabwe (Originalbeitrag
in INDABA 108/20) wird heute weltweit beachtet. Reg Austin, Beiratsmitglied
von SADOCC, starb 91-jährig am 23. April 2026. Wir bringen einen Nachruf
von Mduduzi Mathuthu.

reg war einzigartig, eine seltene
Ausnahmeerscheinung. Im Jahr

2019 schrieb ich über ihn und Jeremy
Brickhill, zwei weiße Freiheitskämpfer,
die an der Seite der ZAPU/ZIPRA 
gegen das rassistische Regime in
Rhodesien kämpften. Was ich damals
nicht erwähnte und worüber ich nun
angesichts seines traurigen Ablebens
schreibe, ist sein inspirierender Ein-
fluß, seine Freundschaft und seine
Mentorenschaft sowie unsere berufli-
che Verbindung über die Jahre hin-
weg.

Obwohl er viele Jahre lang ein Ge-
nosse meines Vaters in der ZAPU war,
traf ich ihn zum ersten Mal an der Uni-
versität von Zimbabwe, als ich im er-
sten Jahr meines Jusstudiums war.
Später wurde er auch mein Freund.
Ich scherze gerne, daß ich alle weißen
Freunde meines Vaters geerbt habe
(Reg, Jeremy Brickhill, David Coltart).

Er war 1991 mein Professor für
Verfassungsrecht und fungierte zwi-
schen 1982 und 1992 als Grün-
dungsdekan der nach der Unabhän-
gigkeit eingerichteten juristischen
Fakultät an der Universität von Zim-
babwe. Er verschwendete keine Zeit
damit, sich vorzustellen und seine tiefe
Freundschaft zu meinem Vater zu er-
klären. Als ich meinem Vater sagte,

ich wolle Luftwaffenpilot werden, er-
hielt ich eine schallende Ohrfeige. Er
sagte, ich solle lieber Matura machen
und dann Jus studieren. Da war ich
nun also in der juristischen Fakultät
seines Freundes – er muß überglück-
lich gewesen sein.

er verließ die Fakultät allerdings
plötzlich, um auf persönlichen

Wunsch des damaligen UN-General-
sekretärs Boutros Boutros-Ghali zwi-
schen 1992 und 1993 als Wahlleiter
der Übergangsverwaltung der Verein-
ten Nationen in Kambodscha zu die-
nen. Während der vier Jahre meines
Jusstudiums schaute er ab und zu an
der Fakultät vorbei, doch das Schick-
sal führte uns Jahre später über Luke
Mhlaba wieder zusammen, mit dem
er bei der UN-Mission in Kambodscha
gedient hatte, wo sie dem Land beim

Übergang von der grausamen Herr-
schaft der Roten Khmer halfen. Von
1993 bis 1998 war Reg als Direktor
für Rechts- und Verfassungsangele-
genheiten im Commonwealth-Sekre-
tariat tätig und unterstützte 1994 als
Leiter der Wahlkomponente der Mis-
sion der Vereinten Nationen in Süd-
afrika (UNOMSA) den Übergang
Südafrikas von der Apartheid zur De-
mokratie. Ich selbst wurde im Jahr
2000 zur UN-Mission in Osttimor ent-
sandt, und Reg zeigte stets großes
Interesse an meiner damals noch jun-
gen juristischen Karriere bei der UN
und insbesondere an der Arbeit, die
wir leisteten, um dem jungen und ge-
rade unabhängig gewordenen Land
dabei zu helfen, seine gewalttätige
Vergangenheit zu verarbeiten – ganz
ähnlich, wie er es zuvor in Kambo-
dscha getan hatte. Er behielt alles im
Blick, schickte E-Mails, gab unaufge-
fordert Ratschläge und schwelgte in
Erinnerungen an seine verstorbenen
Kameraden. Später kam er 2007 auch
nach Osttimor, um die Wahlen zu be-
aufsichtigen, nachdem ich bereits ab-
gereist war.

Wir trafen uns wieder in Kabul, Af-
ghanistan, wo er zwischen 2003 und
2004 mit der Leitung der UN-Wahl-
mission betraut war. Ich leitete bereits

NACHRUF
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die Arbeit der UN beim Wiederaufbau
des Justizsystems für das UNDP und
konnte ihn auf den neuesten Stand
bringen. Wir hatten eine wunderbare
Zeit und viele lebhafte Abendessen
zusammen inmitten einer wahrhaft tur-
bulenten Zeit, in der Reg die politische
Unterstützung der UN für die ersten
Wahlen in Afghanistan nach dem 25-
jährigen Bürgerkrieg leitete.

während der Regierung der na-
tionalen Einheit wurde Reg

von Mugabe in die Menschenrechts-
kommission von Zimbabwe (ZHRC)
berufen. Kurz nachdem ich zur Open
Society Initiative for Southern Africa
(OSISA) gekommen war, meldete er
sich erneut bei mir, diesmal um um
Unterstützung zu bitten – er beklagte,
daß die ZHRC praktisch keine Unter-
stützung von der Regierung erhalte.
Das war nicht überraschend, denn
Mugabe hatte sich nie wirklich dafür
begeistert und wollte wahrscheinlich,
daß sie scheiterte, so wie die Natio-
nale Friedens- und Versöhnungskom-
mission (NPRC), die später in der Ver-
fassung von 2013 verankert wurde
und ebenfalls kaum Mittel erhielt. Reg
trat schließlich aus Protest zurück.

2013 bis 2023 war er Vorsitzender
des Zimbabwe Institute, einer Orga-
nisation unter der Leitung meines Bru-
ders Isaac Maphosa, mit der ich viele
Jahre lang zusammengearbeitet und
die ich unterstützt habe. Im Jahr 2020
fühlte ich mich geschmeichelt, als er
mir aus heiterem Himmel das wunder-
schönste Video schickte, das an sei-
nen 60. Hochzeitstag mit Olive er-
innerte. Das fast 10 Minuten lange
Video ist ein Kaleidoskop ihres ge-
meinsamen Lebens. Ich sah es mir
nach seinem Tod am 23. April an und
entdeckte Dinge, die ich damals über-
sehen hatte.

Er meldete sich immer seltener.
Während der Corona-Pandemie war
das noch ausgeprägter, aber er blieb
in Kontakt. Er blieb so lange aktiv, wie
er konnte, und brachte seine Erfah-
rung, seine Weisheit und seinen Rat
in die Zivilgesellschaft, die juristische
Wissenschaft, die Friedenssicherung,
die Friedensstiftung, die Menschen-
rechte – und in alles andere, was er
konnte – ein.

Ich sprach mit Luke Mhlaba, der
ebenfalls in der ZAPU gedient hatte
und sein akademischer, juristischer
und UN-Schützling wurde, so wie ich
später Lukes Schützling wurde, und
wir waren uns einig, daß wir Reg so
ehren müssen, wie er es verdient.

Wenn es jemals einen Helden der
nationalen Befreiung Zimbabwes und
zugleich einen internationalen Helden
gab, dann war es Professor Reg Au-
stin. Ein weißer Mann, der den nicht
ganz einfachen Weg wählte, gegen
andere weiße Männer zu kämpfen, um
eine Gesellschaft der Rassengleich-
heit für die schwarze Bevölkerung
Zimbabwes zu schaffen. Ein Revolu-
tionär und internationaler Friedensstif-
ter, der den Nationen helfen wollte,
sich nach verheerenden Konflikten
wieder aufzubauen und zu erholen.
Ein Mentor, Vater, Wegweiser, Inspi-
ration und Licht.

Ruhe in Frieden, Reg, wie wir dich
nannten und wie du es bevorzugtest,
von uns genannt zu werden, ungeach-
tet deines väterlichen Status und dei-
ner Rolle. Unser tiefstes Beileid gilt
seiner Frau Olive, seinen Töchtern und
seinem Enkelkind. Wir teilen euren
Verlust. Danke, daß ihr Reg mit uns
allen geteilt habt.

Mduduzi Mathuthu ist Herausgeber der 

Internetzeitung zimlive.com.

Fortsetzung von Seite 15

Die Geschichte mahnt ebenfalls:
2006 blieb die United Democratic 
Alliance nach dem plötzlichen Tod 
des damaligen Spitzenkandidates 
Anderson Mazoka deutlich hinter den
Erwartungen zurück, während Levy
Mwanawasa seinen Vorsprung aus-
baute. 

Die anstehenden Wahlen werden
zeigen, ob sich die Geschichte wie-
derholt. 

Historisch gesehen wechselte
Zambia 1991 vom Einparteien zum
Mehrparteiensystem, führte regel-
mäßige, glaubwürdige Wahlen durch
und stärkte die Bürgerbeteiligung, die
Gewaltenteilung und den Schutz in-
dividueller Rechte. Im vergangenen
Jahrzehnt jedoch ist der Trend eher
ernüchternd. Das Vertrauen in Institu-
tionen ist gesunken, die Wahrneh-
mung von Korruption und Ungleichheit
gestiegen, und wirtschaftliche Bela-
stungen – von höheren Lebenshal-
tungskosten über Arbeitslosigkeit bis
zu Defiziten bei grundlegenden Dien-
sten – haben zugenommen. Dennoch
bleibt das Bekenntnis zur Demokratie
stark. Die Bevölkerung steht mehrheit-
lich hinter Wahlen und der Begren-
zung auf zwei Amtszeiten des Prä-
sidenten und fühlt sich in der Lage,
frei zu wählen und zu sprechen – auch
wenn die Zufriedenheit mit der Funk-
tionsweise der Demokratie seit ihrem
Höchststand nach 2021 leicht gesun-
ken ist. 

Wahrscheinlich wird das Wahl-
ergebnis im Herbst zu keiner grund-
sätzlichen Richtungsänderung in der
Politik führen. Eher geht es darum, ob
es in der nächsten Periode eine starke
Opposition im Land geben wird.
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BÜCHER

Herbert Jauch, Workers, Trade Uni-
ons and Politics in Namibia. A
Long Journey of Resistance (Ba-
sel, Basler Afrika Bibliographien
2026). 168 Seiten.

anläßlich eines Österreich-
Besuchs auf Einladung der

Österreichischen Namibia-Gesell-
schaft und des Institut für Historische
Sozialforschung der Arbeiterkammer
stellte Herbert Jauch im vergangenen
Jahr die Grundzüge seines Buchs in
der FAKTory, der Buchhandlung des
Österreichischen Gewerkschaftsbun-
des, vor (INDABA 126/25). Vor kur-
zem ist das Buch erschienen – ein
Standardwerk zur Geschichte der na-
mibischen Gewerkschaftsbewegung
seit der Unabhängigkeit 1990. 

Im Mittelpunkt steht die National
Union of Namibian Workers
(NUNW), die während des Kampfes
für die politische Unabhängigkeit und
für bessere Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen eine herausragende Rolle
spielte.

seit den frühesten Tagen trugen
die namibischen Arbeiter/innen

die Hauptlast der Kolonialherrschaft
und der Eroberung. Da ihnen ihr Land
und ihre Lebensgrundlage genommen
wurden, wurden sie zur Lohnarbeit ge-
zwungen und mußten entmensch-
lichende und ausbeuterische Bedin-
gungen erdulden. Die Arbeiter/innen
waren jedoch nicht nur Opfer – sie
wehrten sich, und ihr Widerstand
reicht bis in die Zeit vor der Gründung
der Gewerkschaften zurück. Eine be-
sonders bemerkenswerte Errungen-

schaft war der Generalstreik von
1971/72. Slogans wie „Odalate nayi
teke“ („Laßt uns den Draht durchtren-
nen“, in Anspielung auf das System
der Leiharbeit), „Gemeinsam stehen
wir, getrennt fallen wir“ und „A luta
continua“ („Der Kampf geht weiter“)
veranschaulichen ihre Kämpfe für 
Befreiung und Emanzipation. 

Die erwarteten Verbesserungen
der Arbeits- und Lebensbedingungen
im unabhängigen Namibia wurden al-
lerdings, so Jauch, durch das Ausblei-
ben eines strukturellen sozialen und
wirtschaftlichen Wandels behindert.
Die Beschränkung der Arbeiterkämpfe
auf betriebliche Belange, losgelöst
von strukturellen Veränderungen, be-
schränkte die Gewerkschaften auf
eine untergeordnete Rolle innerhalb
eines tripartiten Systems. Sie wurden
auf die Rolle eines Juniorpartners re-
duziert, während die Schaffung eines
unternehmerfreundlichen Umfelds zur
nationalen politischen Priorität er-
hoben wurde. Trotz des Kampfes ge-
gen Maßnahmen wie Privatisierung,
Leiharbeit und Exportverarbeitungs-
zonen nahm der Einfluß der Arbeit-
nehmer/innen kontinuierlich ab. Das
Buch untersucht einige der beteiligten
internen und externen Faktoren, etwa
die neoliberale Wirtschaftspolitik, die
niedrige Gewerkschaftsmitgliedschaft,
die Frage der parteipolitischen Zu-
gehörigkeit, interne Spaltungen, den
Verlust der Arbeitnehmerkontrolle und
den „ideologischen Selbstmord“
durch Gewerkschaftsinvestitionen in
kapitalistische Unternehmen. Ab-
schließend stellt Jauch einige Optio-
nen für die heutige namibische Arbei-

terbewegung vor, darunter neue For-
men des gewerkschaftlichen Engage-
ments im Rahmen sozialer Bewegun-
gen.

herbert Jauch, mit SADOCC seit
den 1990er Jahren eng verbun-

den, war 30 Jahre lang in verschiede-
nen Funktionen für namibische 
Gewerkschaften tätig. Er war Grün-
dungsdirektor des gewerkschaftlichen
Labour Resource and Research In-
stitute (LaRRI) und einer der Gründer
des African Labour Research Net-
work (ALRN). Jauch war maßgeblich
an der Entwicklung eines Diplomstu-
diengangs im Bereich Arbeitsrecht für
namibische Gewerkschafter beteiligt
und gehörte seit deren Gründung der
Basic Income Grant Coalition an.

 Heute ist er Vorsitzender des Eco-
nomic and Social Justice Trust in
Windhoek. Die Veröffentlichung des
Buches wurde u. a. von der Elfriede
Pekny-Gesellschaft zur Förderung
von Southern African Studies finan-
ziell unterstützt.

Gewerkschaften in Namibia
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Von Soweto nach Salzburg.
Anläßlich des 50. Jahrestags des So-
weto-Aufstands veranstalteten das
Afro-Asiatische Institut, das Friedens-
büro und afrika.info in Salzburg die
Reihe „Soweto 50“. Den Auftakt 
bildeten die Eröffnung der Ausstel-
lung „Bilder des Widerstands“ sowie
eine Podiumsdiskussion mit Walter
Sauer, Anna Hable-Mayer und Ruth
Zehetner in der Katholischen Hoch-
schulgemeinde (KHG). Moderiert
wurde die Veranstaltung von Johannes 
Dafinger vom Fachbereich Geschichte
der Universität Salzburg.

Die Wahl des Veranstaltungsortes
war kein Zufall: In der KHG gründete
Eva Enichlmayr am 11. März 1981
den Arbeitskreis Südliches Afrika. Aus
diesem gingen später das Komitee
Südliches Afrika und schließlich die
Salzburger Regionalgruppe der Anti-
Apartheid-Bewegung hervor.

Anna Hable-Mayer, die sich im 
Oktober 1982 der Salzburger Anti-
Apartheid-Bewegung anschloß, er-
innerte daran, daß die Kerngruppe 
lediglich aus zehn Personen bestand.
„Es war sehr mutmachend zu sehen,
daß auch wenige Menschen etwas
bewegen können“, betonte sie. Den-
noch entfaltete die Bewegung eine
bemerkenswerte Wirkung. Neben
zahlreichen Informationsveranstaltun-
gen und Boykottaktionen blieb ins-
besondere das erfolgreich durch-
gesetzte Verbot des Krügerrands –
einer in Salzburg massenhaft verkauf-
ten südafrikanischen Goldmünze – als
bedeutender Erfolg in Erinnerung.

Walter Sauer, der damals regel-
mäßig in Salzburg zu Gast war, erläu-

terte die Hintergründe des Soweto-
Aufstands. „Die Ausgaben für die Bil-
dung weißer Kinder waren zehnmal
höher als jene für die Mehrheitsbevöl-
kerung“, erklärte der Historiker. Die
Proteste seien Ausdruck eines neuen
Selbstbewußtseins junger Südafri-
kaner/innen gewesen. Zwar habe die
brutale Niederschlagung des Auf-
stands zunächst einen Rückschlag 
bedeutet, zugleich habe sie jedoch
die internationale Solidaritätsbewe-
gung nachhaltig gestärkt. „Soweto
war eine Niederlage, die sich 1994
in einen Sieg verwandelt hat“, sagte
Sauer. Die gebürtige Südafrikanerin
Ruth Zehetner besuchte zur Zeit des
Soweto-Aufstands eine Schule in
Kapstadt. Sie wies darauf hin, daß
auch in Townships wie Athlone be-
deutende Proteste stattfanden, die
heute weitgehend in Vergessenheit
geraten seien. Mit Blick auf die Ent-
wicklung Südafrikas nach Nelson
Mandela zeigte sie sich jedoch ent-
täuscht: „Wir erleben leider einen
Brain Drain. Viele gut ausgebildete
Menschen verlassen das Land, weil
sie keine Perspektive mehr sehen.“

Walter Sauer mahnte abschlie-
ßend zu einer differenzierten Betrach-
tung der Situation. Trotz berechtigter
Kritik an aktuellen Entwicklungen dürfe
nicht übersehen werden, daß die da-
malige Situation auch in einer Kata-
strophe hätte enden können. „Es gab
keinen Bürgerkrieg, Südafrika hat
heute ein stabiles politisches System.
In dieser Hinsicht ist Südafrika ein
Erfolgsmodell – und wird es auch
bleiben.“

Martin Sturmer

Solidarität mit Elsio. Der Aufruf
von Franz Fluch im letzten Heft hat
knapp 3.000 Euro an Spenden er-
bracht. Damit konnte ein Teil der 
Kosten für die neue Beinprothese des
nunmehrigen Juristen Elsio da Cunha
Almeida abgedeckt werden, der 2002
als vierjähriges Kind im Krankenhaus
Mistelbach behandelt wurde. 

Wir sagen allen Spenderinnen und
Spendern herzlichen Dank!

SADOCC-Lesezirkel. Lotte Rie-
der-Fraunlob, Elisabeth Huber und Julia
Sonnleitner stellten unseren Lesezirkel
beim African Book Festival in Berlin
vor, das vom 29. bis 31. Mai 2026
stattfand. Das nächste Treffen findet
am Dienstag, den 21. Juli um 18.30
Uhr statt, diskutiert wird der Roman
„Edo’s Souls“ / „Eddos goldenes Lä-
cheln“ (2018 auf Arabisch erschienen)
von Stella Gaitano (Südsudan/D). 

Anmeldung unter lotte.rieder@sa-
docc.at.

Todesfälle. Wir beklagen den 
Verlust zweier langjähriger SADOCC-
Mitglieder: Evelyn Dürmayer († 22.
März in Buenos Aires) vertrat die In-
ternational Association of Democratic
Lawyers (IADL) bei den Vereinten 
Nationen in Wien. 

Moritz Stroh war evangelischer 
Religionslehrer und letzter Vorsitzender
des Evangelischen Arbeitskreises für
Weltmission vor dessen Auflösung 
(† 24. März in Wien). Mehrmals refe-
rierte er in der SADOCC-Bibliothek zu
Zambia. Hamba Kahle!

…sadocc news…
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